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Die 

Geschichte der württembergischen Verfassung von 1819 *). 



Von R. Mo hl. 



Am 25sten September 1819 wurde in Ludwigsburg von 
König Wilhelm und von sämmtlichen Vertretern des Landes 
Württemberg die Urkunde unterzeichnet, welche fortan das 



*) Die nachstehende Abhandlung lag schon lange zum Drucke bereit, 
als in Württemberg das Märzministerium dem Ministerium Schlayer weichen 
musste. So bezeichnend in manchen und wichtigen Beziehungen dieser Um- 
schlag ist, und so gewiss derselbe fühlbare Wirkungen haben wird: so er- 
folgt doch eine völlig unveränderte Bekanntmachung des Niedergeschriebenen. 
Meine subjeetive Auffassung des Ganges der Ereignisse in Württemberg seit 1819 
und meine Beurtheilung der einzelnen Schritte der Regierung, der Stände oder des 
Volkes konnten ja durch eine spätere Thatsache nicht geändert werden. Und 
was die Lage der Dinge selbst betrifft, so ist die Verfassung von 1819 nach 
wie vor beseitigt. Das neue Ministerium hat die Erbschaft des alten — die 
verfassungändernde Versammlung und die Umgestaltung der Constitution 
nach Maassgabe der deutschen Grundrechte — ohne Weigerung angetreten. 
Die Versammlung steht bevor ; und wenn auch erlaubt ist zu glauben , dass 
ebenfalls ein Zerwiirfniss bevorsteht, so ändert dieses im Wesentlichen nichts. 
Die betretene Bahn kann nicht wieder verlassen werden ; die Leichenrede der 
bisherigen Verfassung mag also immerhin gehalten werden. Von nur unter- 
geordneter Bedeutung ist es dann aber, ob die Vereinbarung einer neuen 
demokratischeren Verfassung diesen oder jenen Verlauf nimmt, mit der itzt 
gewählten oder einer erst zu wählenden Versammlung stattfindet, in einzelnen 
Puncten so oder anders ausfällt. Ursachen und Folgen der Aufgebung des 
bisherigen Staatslebens bleiben dieselben. Und selbst den bei dem itzigen 
Ministerwechsel bedeutendsten Umstand, nämlich die Rückkehr zu einem 
bureaukratischen Ministerium , kann man unmöglich anders , denn als einen 
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Grundgesetz des Staates seyn sollte. Es war dieser Vertrag 
keine übereilte , keine durch äussere Gewalt herbeigeführte Hand- 
lung. Fast fünf Jahre lang und unter zwei Fürsten hatten die 
Verhandlungen gedauert. Drei verschiedene Verfassungsentwürfe 
waren vorangegangen und .beseitigt worden; dreimal hatten die 
Mitglieder der zu den Unterhandlungen einberufenen Sländever- 
sammlung gewechselt, zu verschiedenen Malen auch die Mini- 
sterien. Sowohl der Gegenstand des Streites als die Strömung 
der öffentlichen Meinung halte sich wiederholt geändert, und die 
Aufgabe war von verschiedenen Standpuncten aufgefasst und 
verarbeitet worden. Kurz, es war die Verfassung kein Erzeug- 
niss eines drängenden Augenblickes, nicht die hastig genommene 
Abschrift eines für fremde Verhältnisse und Bedürfnisse entwor- 
fenen Gesetzes. Sie war aber auch nicht aufgedrungen durch 
Gewalt, sei es einer siegreichen Empörung oder einer trotzig 
auf Waffen gestützten Fürsienherrschaft, sondern eine freie Ver- 
einbarung zwischen Herrn und Land, freudig und stolz von 
beiden Theilcn eingegangen. 

Itzt, gerade dreissig Jahre später, unter der Regierung 
desselben Fürsten, tritt eine Versammlung zusammen zur Um- 
bildung dieser Verfassung. Der Schleier der Zukunft bedeckt 
noch, welcherlei Art die Aenderungen seyn werden; allein wenn 
sie irgend der Gestalt der von den Verfassungsbeslimmungen 
ganz abweichend zusammengesetzten Versammlung und den auf- 
geregten Volksforderungen entsprechen, so werden sie wenig 
von dem alten Gebäude übrig lassen. Die württembergische 
Verfassung vom Jahr 1819 ist thatsächlich zu Ende und der 
Geschichte verfallen. Wie hat sich dieses zugetragen ? Aus 
welchen inneren oder äusseren Ursachen ist die Slaatseinrichtung, 
welche man für Jahrhunderte gegründet hoffte, noch in derselben 
Generation aufgegeben worden ? Diess zu untersuchen, ist doch 
wohl der Mühe werth. Württemberg ist zwar nur ein kleines 



vorübergehenden Zwischenfall betrachten. Die einmal durchgebrochene parla- 
mentarische Auffassung der constitutionellen Regierung kann auch in Württem- 
berg nicht mehr auf die Dauer verdrängt werden. Eine andere Frage ist, ob 
man sich nicht den nochmaligen practischen Beweis der Nothwendigkeit hätte 
ersparen können? 
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Land; allein sein Verhalten ist nicht ohne Bedeutung für die 
Geschicke Deutschlands; auch sein Zustand ist ein Theil des 
Lebens des grossen Vaterlandes. 

Ich will es im Nachstehenden unternehmen, den staatlichen 
Character der bisherigen württembergischen -Verfassung kurz zu 
bezeichnen, die äussere und innere Geschichte der Ereignisse 
in den letzten dreissig Jahren darzustellen , die Ergebnisse dieser 
Regierungsperiode aufzufinden. Aus diesem Gange der Dinge 
im engern Lande, zusammengehalten mit den allgemeinen 
deutschen Zuständen wird sich dann ergeben und erklären, wie 
wir diess selbst noch zusammensinken sehen, was wir als den 
unerschütterlichen Fels im bewegten Treiben unserer Zeit, als 
den Kern, an welchem alle Verbesserungen als Krystallisationen 
anschiessen sollten, betrachteten, und desshalb nach unseren 
Kräften zu achten, zu halten, auszubilden suchten. 



I. 

Der staatliche Character der Verfassung von 1819. 

Württemberg trat durch seine vertragsmässig zu Stande 
gebrachte Verfassung aus der Reihe der unbeschränkt beherrschten 
Fürstenherrschaflen — oder, wenn man zurückgeht auf den 
Rechtszustand von Altwürttemberg, aus der Zahl der im Sinne 
des Mittelalters durch Stände beschränkten Palrimonialstaaten — 
unter die Einherrschaften mit Volksvertretung ein. Es war jedoch 
das neue Grundgesetz keineswegs unbedingt über den banalen 
Leisten geschlagen, welcher im ersten Drittel dieses Jahrhunderts 
bei so vielen Staatseinrichtungen gedient hatte. Die württem- 
bergischen Einrichtungen zeigten manches Eigenthümliche, indem 
der lange Kampf bis zur Vereinbarung und der abwechselnde 
Sieg verschiedener Ansichten eine ziemlich bunte Mischung ver- 
schiedenartiger Bestimmungen in dieser Verfassung zuwege ge- 
bracht halten. Es lassen sich namentlich viererlei in ihren Grund- 
lagen ganz abweichende Bestandtheile wohl unterscheiden. Ein 
Theil nämlich, und zwar allerdings ein bedeutender, rührt ohne 
weitere Vermittlung aus der Theorie der Einherrschaft mit 
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Volksvertretung her, wie sich diese namentlich in Frankreich durch 
die Karte von 1814 ausgebildet halte. Ein zweiter Theil ist aus 
der altwürttembergischen Verfassung herübergenommen, theils 
aus Gewohnheit, theils als Versöhnung und Brücke für die immer 
noch an Zahl und Einfluss bedeutenden Kämpen der völligen 
Wiederherstellung jenes, nur durch einen Gewaltstreich besei- 
tigten, Gesetzes. Eine dritte Gattung von Bestimmungen war 
lediglich darauf berechnet, die Wiederkehr derjenigen Regierungs- 
maassregeln und Härten, welche die Regierung König Friedrich's 
zu einer so schweren Zeit für Württemberg gemacht hatten, zu 
verhindern. Endlich haben, viertens, Einrichtungen und Ereig- 
nisse in den vorläufigen Ständeversammlungen seit 1815 Veran- 
lassung zu Geboten und Verboten gegeben. 

Nur einige Beispiele zum Belege. 

Der Lehre des Constitutionalismus , wie ihn namentlich 
B. Gonstant ausgebildet hatte, war entnommen der Grundgedanke 
und das ganze Hauptgerüste der neuen Staatseinrichtung. Der 
König blieb im Besitze der ganzen Regierungsgewalt , soweit 
nicht ausdrücklich Ausnahmen und Beschränkungen in der Ver- 
fassungsurkunde gesetzt wurden; die Vertreter der Rechte und 
des Willens des Volkes hatten wesentlich nur u"ie Ueberwachung 
der Regierungshandlungeh und das Recht der Beschwerde und 
Anklage bei Ungesetzlichkeit und Missbrauch. Nur ausnahms- 
weise, wo in wichtigsten Dingen ein spätes Verbesserungsver- 
langen das Uebel nicht mehr hätte gutmachen können, war ihnen 
von vorneherein Mitberathung und Zustimmung zugestanden, na- 
türlich gegen Aufgebung späterer Beschwerde in solchen Fällen; 
so bei der Erlassung neuer Gesetze, bei bestimmten Arten von 
Verträgen mit Auswärligen, bei der Feststellung der Staatsein- 
nahmen und -Ausgaben mit Einschluss des Schuldenwesens. Auch 
in allen diesen Beziehungen aber blieb dem Könige das aus- 
schliessende Recht des Antrages ; er brauchte sich nichts auf- 
drängen zu lassen. Das Volk hatte ein Recht darauf, gut regiert 
zu werden, allein nicht das Recht, selbst zu regieren. — Auch 
seine Vertretung zu seinem Schutze war eingerichtet nach den 
Sätzen der oben bezeichneten Lehre. Sie waren in zwei gleich- 
berechtigte Kammern eingetheilt; die eine enthaltend die grössten 
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Grundbesitzer und höchst Bevorzugten des Landes, nämlich die 
Standesherren , sammt den Prinzen des königlichen Hauses und 
einer Anzahl vom Könige selbst auf Lebenslang frei Ernannter ; 
die andere Kammer- im Wesentlichen vom Volke Gewählte be- 
greifend, vertheilt nach ziemlich gleichbevölkerten Bezirken, also 
nach dem Grundsatze der Kopfzahl , gewählt aber nur von den 
Steuerträgern, mit Begünstigung des grössern Besitzes. Die, 
allerdings nicht unbedeutenden, Abweichungen von dem leitenden 
Grundsatze waren grösstentheils Ergebnisse der Einwirkung eines 
der übrigen drei obengenannten einwirkenden Kräfte; und wo 
sie aus ganz selbstständigem Beschlüsse hervorgegangen waren, 
bewiesen sie sich bald als kurzsichtige Weisheit und unüberlegte 
Neuerung. So die Beschränkung der königlichen Ernennung von 
Pairs auf eine blosse Minderzahl , wodurch den Standesherren 
gegen die Begierung und gegen das Volk gleichmässig eine 
undurchbrechbare Gewalt gegeben wurde, gar leicht missbrauch- 
bar von Eigensucht und Kastengeist; so die Aufnahme der Mit- 
glieder der Ritterschaft und der Häupter der Geistlichkeit in die 
Wahlkammer; so die Zusammensetzung und die Zuständigkeit 
des Staatsgerichtshofes, sammt den undurchdachten, zu eben so 
vielen als unbeantwortbaren Fragen Anlass gebenden Vorschriften 
über sein Verfahren. — Die staatsbürgerlichen Rechte des Ein- 
zelnen gaben manche und bedeutende Befugnisse; doch gingen 
sie allerdings nicht bis zur Schwächung der Staatsgewalt durch 
ein schrankenloses Gewährenlassen der Einzeln- Willkühr , und 
Uberdiess war in den meisten Fällen ausdrücklich die nähere 
Bestimmung der Ausdehnung und des Inhaltes völlig in die Hand 
des Gesetzgebers gelegt. So ist z. B. des Vereinsrechts gar 
nicht einmal ausdrückliche Erwähnung gethan; die Glaubensfreiheit 
ist keineswegs unbedingt; eine Feststellung von Vorbeugungs- 
Maassregeln bei der Presse, mit Ausnahme der Censur, nicht 
unmöglich; an Freiheit der Lehre und des Lehrers gar nicht 
gedacht, u. s. w. Kurz es war das Maass der Einzelnfreiheit, 
wie es den französischen Staatsmännern im Andenken der Aus- 
schweifungen der ersten Umwälzung und vor Kurzem erst her- 
vorgegangen aus den straffen Banden der TVapoleonischen Herr- 
Schaft räthlich und zulässig erschien. Das Gegebene war einer 
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Entwicklung fähig, nicht aber, bei Einhaltung des gesetzlichen 
Grundsatzes, einer Ueberstürzung. 

In wunderlicher Nebenstellung zu diesen in sich folgerich- 
tigen, einem fremden Systeme entsprossenen Bestimmungen be- 
finden sich die Ueberreste der altwürttembergischen Zustände. 
Einem wesentlich verschiedenen Staatsgedanken und einer ganz 
anderen Einrichtung der Verwaltung entnommen sind sie zwar 
eingefügt, allein gleichartig natürlich dadurch nicht geworden. 
Hierher gehören z. B. die Bestimmungen, dass die Vorstände der 
Landeskirchen (ehemals die Aebte der landsässigen Klöster) Mit- 
glieder der Volksvertretung seyn sollen; hierher die Stellung 
des Geheimenrathes als einer mehrfach über den Ministem ste- 
henden Behörde; hierher die Verwaltung der Staatsschuld durch 
die Stände; hierher die Bestellung eines weitern und eines 
engern ständischen Ausschusses zur Aufrechterhaltung der Volks- 
vertretung während der Vertagung der Landtage; hierher die, 
völlig unausführbare, Bestimmung über die Wiederherausgabe 
des Kirchengutes; hierher manche kleinere Sätze über Amts- 
körperschaften, Hofkammergut u. s. w. 

Einer mit diesen geschichtlichen Nachklängen gar nicht zu- 
sammenhängenden Ideen-Beihe gehören diejenigen Vorschriften 
an, welche zur Verhinderung der Wiederkehr der Gewaltherr- 
schaft König Friedrich'» bestimmt sind. Diese Zeit hatte durch 
ihre tiefen Eingriffe in die Freiheit und in das Becht einen so 
starken Eindruck hinterlassen, sie war so gefürchtet und gehasst, 
dass man selbst in einem, vermeintlich auf Jahrhunderte berech- 
neten, Grundgesetze Vorkehrungen gegen sie treffen zu müssen 
glaubte; wie es denn freilich immer und überall der Fehler der 
Constitutionen ist, dass sie Bestimmungen mit Hinsicht auf eine 
bereits überwundene Vergangenheit treffen, anstatt mit 
staatsmännischer Voraussicht die Vorschriften für die künftigen 
Uebel, die Formen für die kommenden Bedürfnisse zu errathen. 
Allein wie schwer würde man die Versammlung, vielleicht selbst 
den Ministerrath finden, die zu einer solchen erst mit der Zeit 
brauchbar und nothwendig werdenden Verfassung ihre Zustim- 
mung gäben? Nur eigene Erfahrung belehrt die meisten Men- 
schen; wir werden also immer Gesetze haben, welche aus dem 

ZeiUchr. für SUatsw. 1850. 1» Heft. 4 



50 Die Geschichte der württ. Verfassung von 1819. 

Zorne über die Vergangenheit entstehen, nicht solche, welche 
dem Verständnisse der Zukunft entspringen; mit andern Worten, 
unsere Verfassungen werden meistens schon überlebt geboren. — 
Zu den Sätzen der württembergischen Verfassung, welche die 
Erinnerung an die bereits völlig beseitigte Regierungszeit des 
unbeschränkten Königes erzeugte, gehören aber folgende: die 
unmittelbare Vereinigung etwa neu zu erwerbender Landes- 
theile mit den alten zu Einer Verfassung, eine Erinnerung an 
das „Neuwürttemberg" von 1803 bis 1806, und an die Drohung 
einer neuen Spaltung vom November 1815; die Vorschrift eines 
Hausgesetzes zur Reglung der Verhältnisse der Mitglieder der 
königlichen Familie zum Könige, in Erinnerung an die manch- 
fachen Gewaltmaasregeln König Friedrich's auch gegen seine 
Verwandten; die Anerkennung des Rechtes Waffen zu tragen, 
Rildung im Auslande zu erwerben , auszuwandern, im Gegensatze 
gegen frühere , freilich bereits ausser Wirksamkeit gesetzte, Be- 
fehle aus jener Regierungszeit; der Schutz der Verwaltungs- 
beamten gegen willkührliche Versetzungen, im Gedächtnisse der 
zahllosen Fälle von Härte und selbst Ungerechtigkeit; die Gültig- 
keit der gerichtlichen Urtheile in Strafsachen ohne Bestätigung 
des Regenten, wegen früher manchfach verübter Willkühr, selbst 
Strafschärfung. Und so noch Anderes, was wohl in einem 
Grundgesetze keinen Platz erhalten hätte, wenn nicht aus dem 
bereits Erlebten der keineswegs immer richtige Schluss auf die 
Möglichkeit einer Wiederkehr gezogen worden wäre. 

Auf Erfahrungen und Einrichtungen der vorläufigen Stände- 
versammlungen von 1815 bis 1819 gründet sich aber endlich 
das Recht der sieben guten Städte auf eigene Stellvertreter, 
das Landstandsrecht des Kanzlers der Universität Tübingen, 
die Stimmordnung in der zweiten Kammer, das Verbot des Ab- 
lesens schriftlicher Vorträge; Bestimmungen, welche theils für 
eine Verfassungsurkunde sich kaum eignen, theils mit dem an- 
genommenen Grundsatze der Vertretung nach der Bevölkerungs- 
zahl nicht im Einklänge stehen. 

Aus der Mischung dieser Bestimmungen, verbunden noch 
mit der Berücksichtigung der bundesgesetzlichen Ansprüche der 
zahlreichen Standesherren und der Ritterschaft, ging denn nun 
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eine Verfassung hervor, welche manches Eigentümliche, nicht 
wenig Unzusammengehöriges, einiges entschieden Schlechte neben 
vielem Guten enthielt. Sie hatte den Vortheil, kein blosses Ab- 
stract von theoretischen, der Masse des Volkes fremden Sätzen 
zu seyn, sondern vielmehr manchfach in geschichtlichem Boden 
zu stehen, naturwüchsig und unmittelbar zu seyn. In viele we- 
sentliche Bestimmungen hatte sich der Württemberger nicht erst 
mühseelig und langsam einzuleben. Aber auf der andern Seite 
konnte es freilich auch nicht fehlen, dass eine weitere gesetz- 
geberische und parlamentarische Entwicklung der rein constitu- 
tionellen Sätze immer mehr in Zwiespalt kam mit den Bestim- 
mungen, welche dem hausherrlichen Staate entnommen waren, 
und dass man allmählig die Erfahrung machte, es fehle an 
manchem Rechte oder wenigstens an dessen näherer Bestimmung, 
während die Vorkehrungen gegen längst beseitigte und schon 
an sich nicht wiederkehrende Uebel todt im Gesetze lagen , hin- 
derlich durch Aufschwellung des Umfanges und durch die, formell 
gegebene, Nothwendigkeit einer grössern Ausführung durch eigene 
Verordnungen. Leider war das Uebel bleibend und selbst stei- 
gend, der Vortheil nur anfänglich von Bedeutung. 

Im Ganzen war die Verfassung allerdings im entschieden 
monarchischen Sinne gehalten und gewährte auch den Standes- 
herren und der Ritterschaft bedeutende Vorrechte: doch befrie- 
digte sie auch ziemlich die Forderungen , welche in jener Zeit 
gestellt wurden rücksichtlich der dem einzelnen Bürger zu ge- 
währenden staatsbürgerlichen Rechte und deren Sicherstellung. 
Wenn später in einzelnen Grundgesetzen die Bestimmungen, und 
wenn jeden Falles das Begehren der Volksführer und der von 
ihnen geleiteten Masse weiter gingen: so kann diess nicht als 
ein Vorwurf gegen die württembergische Verfassung von 1819 
vorgebracht werden. Deutschland war vor dreissig Jahren weit 
entfernt von der itzigen Entwicklung des demokratischen Sinnes; 
die Verfassung entsprach ihrer Zeit. Weiteres aber mochte mit 
Fug nicht von ihr verlangt werden; und sie war denn auch in 
der That für manchen deutschen Volksstamm Gegenstand des 
Neides. Selbst mit der, allerdings grossen, Bevorzugung des 
ehemals reichsunmittelbaren hohen und niederen Adels konnte 

4» 
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eine Aussöhnung stattfinden, wenn die Bevorrechteten ihre starke 
Stellung im Sinne einer vernünftigen und gesetzlichen staatsbür- 
gerlichen Freiheit gebrauchten, wenn sie als Vorfechter ihrer 
minder mächtigen Mitbürger auftraten. Die Abneigung gegen 
Ausnahmsstellungen war noch nicht so tief, dass sie nicht durch 
grossartige Dienstleistungen hätte überwunden werden können. 

Dass der ständischen Thätigkeit hinreichender Spielraum 
gegeben war, musste anerkannt werden, falls man überhaupt 
den Standpunct der würklich noch selbsttätigen und selbststän- 
digen Monarchie beibehielt und nicht ein blosses Dogenthum unter 
eigentlicher Regierung der Kammern verlangte. Die württem- 
bergischen Stände hatten das volle Maass der Rechte, welche für 
die Vertreter des Volkes in der Einherrschaft verlangt werden 
kann. Wenn sie ihre Befugnisse nicht gebrauchten, war es ihre 
Schuld. Bedenklich war dabei nur das -Daseyn eines Ausschusses; 
entschieden fehlerhaft aber die Verquickung der Volkskammer 
mit Bevorrechteten und Beamten, sowie die abgeschlossene Zahl 
der ersten Kammer. Dass durch jenen Beisatz der Regierung 
ein ungebürliches Recht eingeräumt, durch diese Geschlossenheit 
ihr ein nothwendiges Recht genommen war, gab keine Aus- 
gleichung, sondern war eben ein Fehler nach verschiedener Seite. 

Wie alle Verfassungen unserer Zeit bedurfte natürlich auch 
die würltembergische Verfassung einer ausführlichen neuen Gesetz- 
gebung , um vielen der kurzen und nur einen Grundsatz im all- 
gemeinsten enthaltenden Bestimmungen einen Inhalt und eine 
Anwendbarkeit im Leben zu verschaffen; und die bestehenden 
Normen waren in vielen Fällen und selbst in ganzen Richtungen 
den neuen Grundlagen des Staatslebens anzupassen. Diess war 
ein weitschichtiges Werk, dessen glückliche und leidlich schnelle 
Durchführung bedingt war durch die Thätigkeit und den guten 
Willen der Regierung, sowie durch eine mit derselben überein- 
stimmende Richtung der Stände, sei es nun, dass es diesen 
gelang, der Regierung einen mit dem ihrigen übereinstimmenden 
Sinn einzuflösen, sei es gar, dass sie, acht parlamentarisch, das 
Ministerium aus dem Schoose der ständischen Mehrheit hervor- 
gehen lassen konnte. Unmöglich war die Erfüllung dieser Auf- 
gabe aber keineswegs. Dass diese Ausführungsgesetze haupt- 



Die Geschichte der württ. Verfassung von 1819. 53 

sächlich der Menge der Staatsbürger zu Gute kamen, indem die 
Rechte der Regierung schon von früherher bestanden und einer 
neuen Entwicklung kaum bedurften , die Vorrechte der Standes- 
herren und der Ritterschaft wahrlich weit genug ausgedehnt und 
sicher gestellt waren, konnte in der Beschleunigung der Leistungen 
für eine wohlwollende und ehrlich in die Verfassung eingehende 
Regierung, und für eine ihre Stellung würklich erkennende 
Aristokratie keinen Unterschied machen. Selbst einfache Klugheit 
musstc zu schleuniger und aufrichtiger Vollendung des Ausbaues 
rathen , weil nur dadurch Beruhigung der Gemüther erzeugt, den 
sich immer steigernden Uebertreibungen der Ungeduld und der, 
vielleicht in theoretischer Folgerichtigkeit zu weit gehenden, 
wissenschaftlichen Ausbeutung der allgemeinen Sätze • vorgebeugt 
werden konnte. Auch ohne Gabe der Weissagung konnte man 
ja mit Sicherheit annehmen, dass früher oder später Zeiten kommen 
würden, in welchen sich Zögerlichkeit, Verläugnung der doch 
schon festgestellten Grundsätze, Zuflucht zu halben Maassregeln, 
Missbrauch des Antheiles an der Gesetzgebung zur Zuwendung 
ungebürlicher Vorzüge und Vortheile, kurz die Würklichkeit ja 
selbst nur der Schein eines schlechten Willens schwer rächen 
möchte. 

Mit Einem Worte, die Verfassung war zwar nicht ohne 
Fehler, und ihre Ausbildung nicht ohne Schwürigkeiten; allein 
es war möglich, ein gesundes Staatsleben aus ihr hervorgehen 
zu lassen, bis eben eine ganz veränderte Weltansicht auch völlig 
neue Forderungen an Staat und Gesellschaft stellte. Nur durfte 
man freilich nicht wähnen, es sey mit den kurzen Buchstaben 
unausgeführter Paragraphen alles Wünschenswerte bereits ge- 
leistet, es könne die Geduld der auf Verwürklichung und Folge- 
sätze Dringenden gar nicht erschöpft werden ; oder es sei richtige 
Staatsklugheit, eine zur Vertretung und Ausbildung der Volks- 
rechte gegebene Stellung zu deren Hintanhaltung und in kurz- 
sichtigem Eigennutze zu gebrauchen. 
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IL 

Die Gründe des Gedeihens and der Verkümmerung. 

Selten oder nie wird es einer neuen staatlichen Gestaltung 
so gut, dass nur günstige Verhältnisse ihre Wiege umgeben und 
ihr Wachsthum schützen und fordern. Die Mannichfaltigkeit der 
menschlichen Bestrebungen und die zahlreichen Erzeugnisse 
früherer Zustände enthalten Gründe des Gedeihens und der Hint- 
anhaltung. Glücklich schon ist ein Staat und eine Zeit, wenn 
die freundlichen Kräfte entschieden vorwiegen. Zur Gerechtig- 
keit gegen die Handelnden und zum richtigen Verständnisse 
der Ereignisse ist aber eine vollständige und klare Darlegung 
dieser Thatsachen und Verhältnisse unerlässlich. Für das Volk 
ist freilich der Erfolg die Hauptsache ; an und für sich aber be- 
lehrt er nicht, ist er weder Lob noch Tadel. 

So ist es denn auch unsere nächste Aufgabe, diejenigen 
staatlichen und gesellschaftlichen Zustände aufzusuchen, welche 
sich in Württemberg freundlich oder feindselig zur Festwurzlung 
und Entwicklung der Verfassung von 1819 verhielten. Erst 
hierauf kann die Erzählung und die Würdigung des Gebahrens 
mit diesen Kräften folgen. Uebersicht aber wird in die Unter- 
suchung kommen, wenn je die fördernden und hindernden Kräfte 
zusammengestellt werden. 

1) Fördernde Umstände. 

Guter Wille allein macht einen Staat noch nicht stark, 
bringt eine neue Staatsform noch nicht zum Gedeihen; gar 
manche Uebermacht kann ihn besiegen. Allein umgekehrt ist 
auch richtig, dass ohne fröhlichen Entschluss sowohl der Regie- 
rung als des Volkes eine wesentliche Aenderung im Staate nicht 
zu Stande gebracht werden kann. Fehlt es am Wollen der Re- 
gierung, so wird gar nicht begonnen, oder matt und folgewidrig 
fortgefahren; wohl das eigene Werk absichtlich untergraben und 
vergiftet. Findet sich das Volk nicht befriedigt, so bleibt die 
neue Einrichtung etwas blos Aeusserliches und Todtes, welches 
besten Falles ohne sittlichen Halt ist, wahrscheinlich aber offen 
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oder geheim angegriffen wird ; doppelt so, wenn das Volk selbst 
zur Mitausführung berufen ist. 

Es ist somit unter den dem Gedeihen des constitutionellen 
Staates in Württemberg förderlichen Ursachen an erster Stelle 
anzuführen, dass die neue Verfassung von allen Seiten mit auf- 
richtiger Freude begrüsst und mit froher Hoffnung ins Leben 
eingeführt wurde. Der König persönlich hatte von den ersten 
Tagen seiner Regierung an die Gründung einer Verfassung mit 
Volksvertretung sich zur wichtigsten Angelegenheit gemacht, und 
noch erst wenige Wochen vor dem Abschlüsse der Unterhand- 
lungen (bei den Karlsbader Conferenzen) den entschiedensten 
und ehrenhaftesten Beweis seiner Ueberzeugung, dass diese Re- 
gierungsweise ihm und seinem Volke tauge, gegeben. Von einem 
unmittelbaren oder mittelbaren Zwange zu seiner Einwilligung 
in das Ganze oder in bestimmte einzelne Theile war also auch 
nicht entfernt die Rede, wie sich diess namentlich aus der Ge- 
schichte des Ludwigsburger Landtages und besonders aus der 
grossen Anzahl der von dem Könige nicht genehmigten stän- 
dischen Anträge auf das unwidersprechlichste ergibt. Sieht man 
aber auch, wie es nicht nur die Sitte, sondern auch würklich 
die Natur der Dinge in dem constitutionellen Staate verlangt, bei 
den staatlichen Begebenheiten ab von der persönlichen Gesinnung 
des Monarchen, so begegnet auch bei der Regierung in ihrer 
Gesammtheit und Würkung derselbe Sinn. Von einem vorne 
herein feststehenden Willen das Grundgesetz nicht zu achten 
oder es heimlich zu untergraben, war in Württemberg in der 
That nie die Rede. 

Will man aber etwa diesem Urtheile entgegenhalten, dass 
denn doch offenbar die Regierung viele gute Zeit und Gelegen- 
heit versäumt habe, um durch Gesetze und Einrichtungen die 
Verfassung weiter zu entwickeln und sicher zu begründen; ja 
dass selbst ausdrücklich von der Verfassung vorgeschriebene 
Einrichtungen in den dreissig Jahren ihres Bestandes nicht ein- 
mal begonnen worden seien: so gebe ich gerne zu, dass dem 
also ist Auch ich erachte die Verzögerungen und Versäumnisse 
während so langer ruhiger und günstiger Zeit als den schwer- 
sten Vorwurf, welche der württembergischen Regierung gemacht 
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werden kann, als einen Fehler, den nun sie und das Land schwer 
zu büssen hat. Allein nach meiner festen Ueberzeugung ist der 
Grund dieser Unterlassungen nicht in einer hinterlistigen Absicht 
zu suchen, sondern vielmehr nur in einem unglücklichen Ver- 
trauen auf die unbestimmte Dauer der günstigen Zeit und Ge- 
legenheit, in einer unnöthigen Scheu vor dem Widerstreben 
der Standesherren, in einer allzufrühen Selbstzufriedenheit mit 
dem Geleisteten, endlich in einem falschen Glauben, dass schwü- 
rige und unangenehme Verhältnisse sich durch Zögern verbessern. 
Die allerdings unläugbare Schlaffheit ist ein innerer Widerspruch 
mit der Ansicht der Regierung von der Verfassung, nicht aber 
eine Folge derselben. 

Ebenso unzweifelhaft ist es, dass die neue Verfassung von 
Seiten des Volkes mit grosser Freude aufgenommen wurde, 
und dass ihre Begründung und ihr Aufblühen ganz allgemeiner 
und lebhafter Wunsch aller Stände war. Hieng doch hiervon 
die Erfüllung lange gestellter Forderungen und lebhaft empfun- 
dener Bedürfnisse ab. Bei den Altwürttembergern war die Erin- 
nerung an die, wenigstens ähnliche, Verfassung des Herzogthumes 
noch nicht erloschen, und die vielen hässlichen Schlacken, welche 
dieselbe gegen das Ende verunziert hatten, hoffte man itzt ent- 
fernt zu haben; die Bewohner des übrigen Landes aber schlös- 
sen sich jenen an, weil theils die allgemein verbreiteten Zeitansich- 
ten auch bei ihnen mehr oder weniger Wurzel gefasst hatten, 
theils aus dem fast fünf Jahre lang gemeinsam geführten Kampfe 
um Gründung der Verfassung bereits einige Anhänglichkeit an 
die parlamentarische Form der Betreibung öffentlicher Angelegen- 
heiten erwacht war. Zwar wurde unter der itzigen Regierung 
Gewaltthat und Misshandlung nicht mehr gefürchtet; allein Er- 
fahrung gebot doch Vorsicht und liess eine Schutzanstalt als 
sehr wünschenswert erscheinen. Lebhaftes Vertrauen in die 
neue Regierungsweise sprach sich alsbald und nachhaltig aus, 
wie schon die zahlreichen von allen Seiten an die Ständever- 
sammlung einlaufenden Bitten, Beschwerden und Anträge bewei- 
sen: so wie die oft hoch gehenden Wogen der Wahlkämpfe 
und der Partheiungen ; und wenn allerdings nicht zu allen Zei- 
ten und nicht in allen Landestheilen die Theilnahme gleich gross 
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war oder blieb, so war theils allgemeine politische Stille, theils 
Verdruss über die Täuschung einzelner Hoffnungen Schuld daran, 
und immer war diese Gleichgültigkeit nur vorübergehend. Wie 
es aber kam, dass itzt ein scheinbar allgemeines Verlangen des 
Volkes auf eine wesentliche Umgestaltung dieser Verfassung geht, 
welche so lange als Panier emporgehoben wurde, diess ist unten 
seiner Zeit zu besprechen; nur so viel hier, dass nicht nur an- 
fänglich, sondern selbst bis in die jüngste Zeit herunter die 
Anhänglichkeit an die Verfassung eine allgemeine war und kein 
Wunsch über ihre vollständige Ausbildung und Anwendung hin- 
aus ging. 

Als einen zweiten der Ausbildung des Systemes der Volks- 
vertretung förderlichen Umstand muss man die schon bei 
Einführung der Verfassung vorhandene nicht unbedeutende 
Uebung in der Handhabung der Formen dieser Re- 
gierungsweise, namentlich im Geschäftsgange und Verhalten grös- 
serer berathender Versammlung betrachten. Im alten Herzog- 
thume, also in der politisch bedeutenderen und überwiegenden 
Hälfte des Landes, war erst im J. 1806 die ständische Verfassung 
aufgehoben worden, welche, obgleich in Geist und Einrichtung 
von der neuen Repräsentativ-Einrichtung wesentlich verschieden, 
doch im Allgemeinen Regierung und Volk an eine gegenseitige 
rechtliche Stellung und an die Handhabung derselben gewöhnt 
hatte. Von noch grösserer Bedeutung aber, und zwar für alle 
Landestheile , war die Einübung durch den fünfjährigen Verfas- 
sungsstreit, während dessen eine zwar nur vorläufige allein voll- 
kommen eingerichtete Ständeversammlung in allen Formen eines 
stellvertretenden Körpers sowohl in ihrem Innern als gegenüber 
von der Regierung handelte. Es war also gleich bei der Er- 
öffnung auf keiner Seite die theils würklich störende theils die 
Achtung der Menge vermindernde Ungelenkigkeit und Unsicher- 
heit vorhanden, welche in mehreren andern deutschen Staaten zu 
Tage kam. 

Ohne Zweifel erleichtert es die Einführung einer neuen 
Staatseinrichtung ausserordentlich, wenn dieselbe in einem ganz 
gleichmässig eingerichteten, ganz nach denselben Gesetzen und 
Formen schon bisher lebenden Lande stattfinden soll. In solchem 
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Falle greift nämlich das Neue auch gleichmässig ein in das bis- 
her Bestehende, und kann und muss sogar gleichmässig weiter 
ausgebildet werden; der vielfachen materiellen und formellen 
Schwürigkeiten nicht zu gedenken, welche ein verschiedener 
bisheriger Zustand der Einführung und Weiterbildung entgegen- 
setzt, und zwar gleichgültig, ob man diese Verschiedenheit auch 
fortan schont, oder ob erst die nöthige Uebereinstimmung her- 
gestellt werden soll. In der Gleichheit des Staatslebens Hess 
nun aber im Jahr 1819 Württemberg nichts zu wünschen übrig. 
Der eiserne Wille König Friedrichs hatte kein äusseres oder 
inneres Hinderniss geachtet, um dieselben Gesetze und Einrich- 
tungen in dem ganzen, zwar nicht grossen aber aus den ver- 
schiedensten Bestandteilen zusammengewürfelten, Lande durch- 
zufuhren. Nicht nur die Behörden und die Geschäflsformen waren 
überall dieselben, und man war sogar bemüht gewesen, in dem- 
selben Verwaltungsbezirke Stücke Landes von der verschiedensten 
Herkunft zu vereinigen; sondern auch das Gesetz selbst war 
durchgängig das nämliche für Alle. Wie wieder ein Gebietstheil 
erworben war, wurde alsbald die ganze württembergische Gesetz- 
gebung in demselben eingeführt, selbst das bürgerliche Recht 
nicht ausgenommen. Demselben Grundsatze folgte, wenn schon 
mit mehr Schonung auch König Wilhelm in den so bedeuten- 
den Umgestaltungen der Verwaltung, welche die beiden ersten 
Jahre seiner Regierung füllten. Einen gleichmässigeren äusseren 
Zustand der neuen Staatseinrichtung unterzulegen, wäre unmög- 
lich gewesen. — Vergeblich würde man die Wichtigkeit dieses 
Umstand es dadurch zu entkräften suchen , dass man auf Ver- 
schiedenheiten des geistigen Zustandes hinwiese. Solche sind 
allerdings nicht zu läugnen : allein man übertreibe sie nur nicht, 
sei es in ihrem Bestände, sei es in ihren Folgen. Es wäre mehr 
als ein Wunder gewesen, wenn das aus so vielfachen Bestand- 
theilen erst kürzlich zusammengefügte Volk völlig aus einem 
Gusse dagestanden hätte. Die Zeit war zu solcher Mischung und 
Ausgleichung noch zu kurz. Die Bewohner des alten Landes 
erschienen allerdings wohl noch immer ihren neuen Mitbürgern 
etwas fremdartig in ihrer scharf ausgeprägten Erscheinung, 
namentlich aber durch eine gründliche , allein beschränkte und 
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unbehülfliche Bildung, welche dem Einen pedantisch, dem Andern 
freigeisterisch vorkommen musste. Von der grossen Mehrzahl 
derselben waren sie auch hinsichtlich des Glaubens verschieden. 
Eine Ausgleichung war aber um so schwüriger' gewesen, als 
die Bewohner des neuen Landes wieder unter sich selbst sehr 
abweichender Gesinnung und Art waren, je nach ihrer bisherigen 
Geschichte und staatlichen Erziehung. Anders waren die Erin- 
nerungen und Vergleichungen der zahlreichen ehemaligen Reichs- 
städter, welche für verlorene Selbstregierung und geringe Be- 
steurung nur sehr theilweise sich durch Erweiterung ihrer 
Thätigkeitskreise entschädigt fanden; anders fühlten sich die An- 
gehörigen der itzt aufgehobenen Prälaturen und Reichsstifter unter 
der neuen protestantischen Regierung, und gegenüber von den 
weit fleissigeren und helleren Altwürttembergern , mit denen sie 
bisher jeden Umgang gemieden hatten, und zu denen sie natür- 
lich so schnell kein Herz fassen konnten; andere Gründe zu der 
Entfernung hatten die ehemaligen Vorderösterreicher, Welche die 
alte, weit entfernte und sehr milde Regierung bedauerten und die 
Vereinigung mit dem kleinen Württemberg sich nicht zur Ehre 
rechneten; noch anders endlich waren die Interessen und also 
die Gefühle der zahlreichen Bewohner der mediatisirten Herr- 
schaften, indem auf der einen Seite die ehemaligen Herren der- 
selben sich sehr ungerne und mit Bitterkeit gegen die Regierung 
in ihre Stellung als Unterthanen fügten , auf der andern Seite 
deren Grundholden neben den alten ( privatrechtlichen) Lasten 
grosse allgemeine Forderungen des Staates befriedigen mussten, 
und Uberdiess in ihren Grundherren eine anomale Mittelinstanz 
zwischen sich und dem Staate hatten, welche dem ganzen übrigen 
Lande unbekannt war. — Waren nun gewiss diese Verschieden- 
heiten an und für sich bedeutend genug, und lässt sich aus 
ihrem Daseyn leicht die oft ziemlich abweichende Stimmung er- 
klären, welche eine und dieselbe Begebenheit oder Staatseinrich- 
tung da oder dort im Lande erregte: so ist doch die Würkung 
derselben nie so bedeutend gewesen, dass sie der oben ange- 
gebenen Gleichheit der formellen Einrichtungen an Wichtigkeit 
irgend gleichgekommen wäre, oder dieselbe gar überwogen hätte. 
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Immerhin kann und muss diese also unter den begünstigenden 
Elementen der Entwicklung aufgeführt werden. 

Ein weiterer wichtiger Punct war die Tauglichkeit der be- 
stehenden Verwaltung für die neue Verfassung. .Wenn ein neues 
Grundgesetz die von ihm gehegten Erwartungen soll erfüllen, 
oder auch nur irgend in Wirksamkeit treten können, so ist durch- 
aus nöthig, dass die Verwaltungsformen und Einrichtungen die- 
sen obersten Grundsätzen entsprechen, und eine reine und folge- 
richtige Anwendung derselben gestatten. Daher denn auch die 
Nothwendigkeit mit einer Aenderung in der Verfassung eine 
entsprechende Veränderung mit der Verwaltung vorzunehmen, 
falls nicht etwa die letztere schon zufällig den neuen an sie ge- 
stellten Forderungen schon genügen sollte. Eine solche Um- 
wandlung ist nun aber ein missliches Unternehmen, und kann 
leicht, wenigstens auf lange hin, den Nutzen der nun erlangten 
Verfassung und die Freude an derselben sehr mindern. Abge- 
sehen nämlich davon, dass die Aufgabe, eine den leitenden 
allgemeinen Grundsätzen nach allen Theilen und Richtungen ent- 
sprechende Einrichtung der Behörden und sonstigen Staatsanstalten 
zu treffen, an und für sich mit innern Schwürigkeiten versehen 
ist, so wird eine solche gänzliche Umänderung des Bestehenden 
und Gewohnten leicht zur grossen Plage für das Volk. Ueber- 
diess sind unvermeidlich bedeutende Kosten damit verbunden. 
Endlich geht jeden Falles eine längere Zeit hin, bis Alles abge- 
brochen , neu eingerichtet und wieder im Gange ist. — Hier 
hatte denn nun Württemberg einen grossen Vortheil, indem die 
im J. 1819 bestehenden Verwaltungs-Einrichtungen durchaus keine 
irgend wesentliche Veränderung erforderten, um alsbald die neue 
Verfassung nach allen Theilen zur Anwendung bringen zu kön- 
nen. Sobald König Friedrich sich (am lsten Jänner 1806) 
zum unumschränkten Herrscher erklärt hatte, vereinigte er sein 
seit dem Reichsdeputationsrecesse aus zwei ganz getrennten Staaten 
bestehendes Land, und gab ihm eine gemeinsame neue Verwal- 
tung. Dieselbe wurde mit gänzlicher Verlassung der alten würt- 
tembergischen Einrichtungen (welchen denn allerdings auch die 
Grundsatzlosigkeit eines nach und nach aus einem gutsherrlichen 
Verhältnisse entstandenen Zustandes sehr fühlbar anklebte), nach 
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den Grundsätzen des französischen Real- und Einheits-Systemes 
eingerichtet. Ueberall also vollkommene Gleichheit der Behörden 
und ihrer Zuständigkeit, Scheidung des königlichen Privat- Ver- 
mögens von dem Staatsgute, Trennung der Finanz- und der 
Polizei-Stellen, Schaffung eigener Obergerichte, Aufhebung aller 
Theilnahme von ständischen Behörden an der laufenden Ver- 
waltung, Vertheilung aller Geschäfte unter einige wenige Mini- 
sterien, systematische Ueber- und Unterordnung der Behörden 
u. s. w. In demselben Geiste waren auch die weitern Umände- 
rungen von König Wilhelm gleich nach der Besteigung des 
Thrones angeordnet. Itzt kam nämlich noch durchgängige Tren- 
nung der Justiz von der Verwaltung, eine sehr freie Gemeinde- 
verfassung, eine allgemein durchgeführte Etats-Wirthschaft dazu. 
Gleichheit der Rechte und der Lasten war ohnedem (sehr we- 
nige, hauptsächlich durch die deutsche Bundesacte nothwendig 
gewordene Ausnahmen abgerechnet) längst schon für alle Classen 
von> Unterthanen eingeführt. Kurz es war das ganze Gerüste 
vorhanden, welches nach den Grundsätzen der repräsentativen 
Monarchie (so wie sie, nach dem Beispiele Frankreichs, auf dem 
Festlande aufgefasst war) nothwendig ist für die Regierung 
gegenüber von den Ständen, für die Bürger und deren Vertreter 
aber gegenüber von der Regierung. Es konnten also ohne wei- 
tere sachliche Vorbereitung oder formelle Aenderungen die neuen 
Grundsätze über das Verhältniss des Volkes zum Staatsoberhaupte 
und die Mittel zu ihrer Aufrechterhaltung und Vertheidigung in 
Ausübung gebracht werden. 

Endlich muss es als ein vorteilhafter Umstand ange- 
sehen werden, dass die sämmtlichen benachbarten 
deutschen Staaten entweder bereits ebenfalls die constitu- 
tionelle Regierungsform angenommen hatten, oder wenigstens im 
Begriffe waren dieses zu thun. Diese Uebereinstimmung konnte 
nicht anderes denn auf Gewohnheit und politische Sitten mächtig 
einwürken , und das schneller herbeiführen , was einer neuen 
Staatseinrichtung immer am meisten abgeht, nämlich das Ein- 
dringen des geschriebenen Gesetzes in das Bewusstseyn und in 
die Ueberzeugung des Volkes. Namentlich musste diese gegen- 
seitige Unterstützung und Aufmunterung dadurch beschleunigt 
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werden , dass die Versammlungs-Perioden der Kammern in diesen 
verschiedenen Nachbarstaaten nicht dieselben waren, und somit 
nicht leicht eine irgend längere Zeit vorüber gehen konnte, ohne 
dass in einem derselben die Sitzungen eröffnet gewesen wären, 
wodurch nicht nur in dem eigenen Lande, sondern auch, wenn 
natürlich schon in minderem Grade, bei den in so vielfacher Be- 
ziehung unter ähnlichen Verhältnissen lebenden Nebenwohnern 
aufs Neue Theilnahme geweckt wurde. 

Ueberblickt man nun diese bis itzt aufgezählten Umstände, 
so können sie nicht anders, als sowohl einzeln wie in ihrer Wech- 
sel- und Zusammenwürkung als bedeutend und vielversprechend 
erscheinen. Württemberg hatte in dieser Beziehung Vieles voraus 
vor den meisten übrigen deutschen Staaten, in welchen die neuen 
Verfassungen ohne Vorbereitung auf verschiedenartige Rechts- 
zustände und bei widerspännstigen Verwaltungseinrichtungen ein- 
geführt werden mussten. Allein freilich war auch in Württem- 
berg keineswegs Alles günstig. Neben den fördernden Ursachen 
lagen auch 

2) hemmende Umstände 

in nicht unbedeutender Zahl und Bedeutung vor, welche, wenn 
schon nicht so einflussreich, um die Entwicklung des Geistes der 
Volksvertretung ganz zu unterdrücken, doch immerhin dieselbe 
in einzelnen Richtungen verkümmerten. 

Vor Allem muss hier die verhältnissmässige Klein- 
heit des Landes genannt werden. Dieselbe hat in mehr als 
Einer hochwichtigen Beziehung Hemmnisse veranlasst, welche 
in einem grossen Staate ganz unbekannt geblieben wären, und 
zum Theil Erscheinungen hervorgerufen, auf welche man, hatte 
man blos das Beispiel von England, Frankreich, der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika u. s. w. vor sich, keineswegs gefasst 
seyn konnte. 

Zunächst nämlich war die Kleinheit des Landes nachtheilig, 
weil sie auswärtigemEinflusse zu widerstehen nicht immer 
gestattete. Dass aber ein solcher, und zwar häufig, stattfand, 
braucht nicht erst erwiesen zu werden. Nicht nur sind die be- 
kannten, der Entwicklung der staatsbürgerlichen Freiheit und des 
parlamentarischen Lebens feindlichen Beschlüsse des Bundestages 
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hierher zu zählen, sondern es sind auch noch andere Mitthei- 
lungen erfolgt, welche nicht weniger beachtenswerth erschienen, 
obgleich sie nicht in formell bindender Gestalt gemacht wurden. 
Es sei nur an die Eine Thatsache der Abberufung der sämmt- 
lichen Gesandten im Jahre 1823 erinnert, welche allerdings zu- 
nächst nicht wegen der von der Regierung im Innern befolgten 
Politik erfolgte, allein doch auch auf diese bedeutenden Einfluss 
zu äussern nicht verfehlen konnte. Es ist hier nicht der Ort, 
zu untersuchen , ob nicht etwa die württembergische Regierung 
hätte in diesem oder jenem Falle kräftiger widerstehen können, 
und also sollen; noch weniger ist die Beantwortung der Frage, 
ob zu solchen Einwürkungen fremder Mächte genugsam Grund 
und Recht vorhanden war. Hier genügt die Thatsache der würk- 
lich stattgehabten und als unwiderstehlich angesehenen Einwürkung. 
Von welcher Bedeutung diese aber für Württemberg (wie freilich 
für alle deutschen constitutionellen Staaten) war, mag die kurze 
Hinweisung auf die Zerstörung der Pressfreiheit und des Ver- 
sammlungsrechtes, auf die Drohungen hinsichtlich der Steuerver- 
willigung, auf die Unterstützung der unerträglichen Forderungen 
der Standesherren , u. s. w. beweisen. Dass ein fröhliches all- 
seitiges Gedeihen freierer staatlicher Zustände unter dem Drucke 
der Grossmächte nicht möglich war, bedarf wahrlich itzt keines 
Beweises mehr. 

Ein zweiter, und wohl ebenso bedeutender, Nachtheil der 
Kleinheit des Königreiches war der Mangel an genügsamen, 
der Handhabung des constitutionellen Systemes völlig gewachsenen 
Kräften. Es ist unbestreitbar, dass eine Regierung mit Volks- 
vertretung ungleich zahlreichere und vielseitigere Talente be- 
darf, als z. B. eine unbeschränkte Fürstenherrschaft, um auch 
nur denselben Erfolg zu erreichen. Es genügt nämlich nicht, 
dass die Regierung über Männer von den erforderlichen Kennt- 
nissen und Fähigkeiten verfügen kann, um einen guten Plan 
aufzufassen, auszuarbeiten , und ihn fleissig und mit Geist durch- 
zuführen; sondern es müssen die obersten Regierungs-Organe 
auch noch überdiess mit den erforderlichen, nicht eben sehr 
häufig vorkommenden, Eigenschaften versehen seyn, welche zur 
Beherrschung der mündlichen Verhandlung in einer grossen 
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Versammlung befähigen , also mit Rednergabe, Geistesgegenwart, 
Gedächtniss. Eben so wenig reichen die sittlichen Eigenschaften 
eines guten Beamten in unbeschränktem Staate aus, also Ehrlich- 
keit, Fleiss, Muth gegen Oben und Unten; sondern sie bedürfen 
hier auch noch der Tapferkeit gegen eine irre gehende öffent- 
liche Meinung, der Ueberwindung des Eckeis vor Gemeinheit, 
Undank und Rohheit. Ueberdiess endlich sollten sie so viel Ver- 
mögen oder mindestens ein so sicheres Auskommen auch ausser- 
halb des Staatsdienstes haben, um bei einem unlösbaren Zusam- 
menstosse mit einer Ansicht des Fürsten einer Seits, oder einer 
ständischen Mehrzahl anderer Seits unbedenklich vom Amte ab- 
treten zu können. Und an allem dem nicht genug. Auch die 
ständischen Kammern bedürfen vieler Männer von gleichen Eigen- 
schaften, sollen nicht durch Unverstand, Kenntnisslos igkeit, nie- 
dere Gesinnung auch die besten Plane der Regierung verworfen 
und verdorben, oder aber die Pflichten der Volksvertretung gegen 
das Volk verabsäumt werden. Keiner mag ein tüchtiges!- Mitglied 
einer Ständeversammlung seyn, und zwar gleichgültig zu welcher 
Farbe er hält, der nicht auch eben so gut Theil an der Regie- 
rung zu nehmen geistig fähig wäre; Keiner, der nicht bereit ist, 
ohne Furcht und Bedenken den Sturm der Tagesleidenschaften 
über sich hinbrausen zu lassen, die durch ein ganzes Leben 
erworbene Volksbeliebtheit aufzuopfern, wenn es seine Ueber- 
zeugung verlangt. Der Höfling des Volkes oder gar des Pöbels 
ist ein eben so schädlicher Schurke, als der Speichellecker der 
Grossen. Rechnet man hierzu noch, dass die Verhandlungen 
in politischen Versammlungen sehr schnell und leicht die auf- 
gefundenen Männer verzehren, entweder körperlich durch 
übermässige Arbeit, öder geistig und gemüthlich, weil die Auf- 
regung der politischen Kämpfe die Meisten abnutzt, oder nament- 
lich auch parteilich, indem nicht leicht ein persönliches Ansehen 
(und obne solches ist keine Wirksamkeit mehr möglich), 
sehr lange Zeit gegen den Wechsel der Umstände und Leiden- 
schaften, gegen den Vorwurf würklicher oder vermeintlicher 
Missgriffe ausdauern kann. — Dass nun ein kleiner Staat, wie 
Württemberg ist, die erforderliche Anzahl von ausgezeichneten 
Männern beider der Regierung und der Ständeversammlung 
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fortwährend zu liefern ausser Stande war, kann nicht befremden. 
Die Folgen dieses Mangels sind aber bedeutend, und haben viel- 
leicht mehr als irgend ein anderer Umstand Missvergnügen und 
Misstrauen erregt. 

Es wäre ungerecht zu behaupten, dass es Württemberg in 
dreissig Jahren nie gelungen sei, einen ausgezeichneten Minister 
zu finden. Viele hatten grosse Sachkenntniss ; mehr als Einer 
focht mit scharfer Dialectik, Geistesgegenwart und Kamptbegierde 
harte Sträusse siegreich durch, während Andere durch Gewandt- 
heit und Feinheit solche zu vermeiden wussten; kaum Einen hat 
der Verdacht der Eigennützigkeit zu beflecken gewagt; zwei 
oder drei waren bedeutende Redner. Allein nicht nur waren 
denn doch zu jeder Zeit nur Einzelne ausgezeichnet, während 
unbedeutende Amtsgenossen dem Ansehen und den Zwecken der 
Regierung schadeten; sondern es mag keck behauptet werden, 
dass die Anlagen zum bedeutenden Staatsmanne selten waren. 
Zum grössten Theile erhoben sich die Minister nicht über die 
Stellung des Geschäftsmannes; Andere traten nicht aus der Ge- 
sinnung und Thätigkeit des Hofmannes hervor; Einige erachteten 
plumpes Selbstvertrauen für Begabniss. Ohne Zweifel hätte auf- 
richtiges Suchen nach bedeutenden Talenten und selbstständigen 
Characteren Mehr und Besseres finden lassen; allein zu einer 
beständigen acht staatsmännischen Besetzung der Ministerien würde 
wohl das kleine Land den Stoff niemals geliefert haben. 

So denn auch bei den Mitgliedern der Ständeversammlung. 
Zwar wollte der Zufall, dass die Bestandteile einer aristokratischen 
Pairskammer in hinreichender Menge vorhanden waren. Die 
Häupter von etwa dreissig standesherrlichen Familien waren 
vornehm, reich, unabhängig genug hierzu; und manches weit 
grössere Reich hätte diese Menge nicht aufzuweisen gehabt. 
Allein unglücklicherweise sollte, selbst das, was eine solche 
Kammer der Verfassung und dem Volke leisten kann, Württem- 
berg nicht zu Gute kommen durch die kurzsichtige Selbstsucht 
vieler Standesherren und die Unmöglickheit einer freien Vermeh- 
rung der Mitglieder. Was aber die Kammer der Abgeordneten 
betrifft, so konnte von vorne herein geweissagt werden, dass 
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Württemberg nicht im Stande seyn werde, 83 tüchtige Wahlen 
zu treffen. Zog man alle Diejenigen ab, welche der Staatsdienst 
wegnahm, die zu einer ständischen Thätigkeit nicht Geneigten, die 
augenblicklich oder örtlich Unbeliebten, die Mitglieder der ersten 
Kammer : wie viele staatsmännisch Gebildete und durch Gesinnung 
und Verhältnisse Geeignete blieben übrig in dem kleinen, dem 
grossen Völkerverkehre ziemlich fremden, keineswegs reichen 
Lande ? Man musste also suchen, die fehlenden höheren Eigen- 
schaften zu ersetzen durch die Wahl „zuverlässiger" Mittel- 
mässigkeilen , welche dann wenigen Führern folgen sollten, und 
kam so oft dazu, einer Seits köpf- und kenntnisslosen Schreiern, 
anderer Seits jämmerlichen Jaherren die Stimmen zuzuwenden. 
Damit aber war schlecht gedient, und zwar nicht etwa blos für 
höhere politische Aufgaben, sondern selbst für die gewöhnlichen 
Zwecke einer Ständeversammlung. Die Miltelmässigkeit spreizte 
sich, war unbotmässig und eigensinnig; ihre Beihülfe musste 
durch nachtheilige Einräumungen erkauft werden ; sie brachte die 
Volksvertretung um Ansehen und Vertrauen. Ferne sei es von 
mir, von diesem Urlheile nicht gar manchen ausgezeichneten, 
seiner Stellung völlig gewachsenen Mann auszunehmen. Männer, 
wie Weishaar, Wächter, Bolley, Pfizer,. Schlayer, Hofacker, 
Varnbüler, Cotta, Hufnagel, Gmelin, Römer, Goppelt, Kuhn u. s. w. 
würden die Kammern auch der grössten Staaten zieren. Aber, 
nicht diess ist die Frage, ob in der wurltembergischen Abgeord- 
netenkammer innerhalb dreissig Jahren eine Anzahl tüchtiger 
Rechtsgelehrten, guter Redner, gewandter Partheiführer, uner- 
schütterlicher Volks- und Freiheitsfreunde gesessen haben: son- 
dern vielmehr, ob die Wahlen im Ganzen dem Bedürfnisse ent- 
sprochen haben? Diese letzlere Frage aber zu bejahen, möchten 
wohl nur Wenige von allen Partheien geneigt seyn; und man 
darf wohl unbedenklich den Satz aufstellen, dass eine Vermin- 
derung der Mitglieder auf die Hälfte die Tüchtigkeit und Würk- 
samkeit der Kammer auf das Doppelte erhöht hätte. Mit andern 
Worten, das Land war zu klein, um eine so zahlreiche Stände- 
versammlung mit Nutzen und Ehre für sich zu bilden. 

Eine dritte Folge der Kleinheit des Landes war die 
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Beschäftigung der Stände mit untergeordneten 
Einzelnheiten, dadurch aber theils störende Einmischung in 
die Verwaltung, theils Einbusse an Achtung. — Unzweifelhaft ist es 
für alle minder mächtigen Staaten mit Volksvertretung schwürig, 
diesem Uebelstande zu entgehen. Einer Seits ist es nothwendig 
in kleineren Staaten, mit den Mitteln genau hauszuhalten und 
somit in die Einzelnheiten herabzusteigen; anderer Seits ist ihren 
Ständen jegliches Einwürken in die Weltbegebenheiten verschlossen 
und schon die Beschäftigung damit verfällt der Lächerlichkeit. 
In Württemberg war man aber besonders unglücklich in Ver- 
meidung dieser Klippe, was theils der Unthätigkeit der Regierung 
im Ausbau der Verfassung, theils aber der eben erwähnten 
Mittelmässigkeit so vieler Mitglieder der Kammern zuzuschreiben 
ist. In Ermanglung anderer Befähigung und Beschäftigung Wen- 
deten viele derselben ihre Thätigkeit und ihren Drang sich bekannt 
zu machen auf Gegenstände von höchst untergeordneter Wichtig- 
keit. Es sind in dieser Beziehung kaum glaubliche Dinge vor- 
gekommen , und zwar nicht etwa blos in den Anfängen, sondern 
bis in die neueste Zeit herunter. Nun würde man aber sehr 
irren, wenn man eine solche ständische Thätigkeit blos für klein- 
lich und etwa in so ferne für unzweckmässig erachten wollte, 
als leicht eine Berathung theurer zu stehen kommen kann, denn 
die Sache selbst an Geld werth ist. Die Folgen sind weit nach- 
theiliger. Vor Allem kommt die Ständeversammlung aus ihrer 
blos beobachtenden und überwachenden Stellung heraus, und 
greift in die Verwaltung ein, was nicht nur verfassungswidrig, 
sondern auch für einen folgerichtigen und planmässigen Gang 
der Geschäfte störend ist. Sodann wird die ganze Einrichtung 
der Volksvertretung lächerlich. Wozu all' die Aufregung der 
Wahlen, die grossen Worte und Versprechungen, das Wichtig- 
thun, wenn nichts Bedeutenderes verhandelt und gewonnen wird? 
Damit aber wird eine der letzten Hoffnungen auf geordnetes 
Staatsleben empfindlich geschwächt und scheinen unbestimmte, 
unausführbare und wilde Träumereien berechtigt zu werden. 
Endlich ist auch nicht ganz zu übersehen, dass ein solches Ein- 
gehen in jede Einzelnheit und Persönlichkeit eine Masse von 
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individuellen Verletzungen und Unannehmlichkeiten, damit aber 
bei Vielen auch eine persönliche Erbitterung über das ganze 
System mit sich führt, welche in grossen Staaten unbekannt ist, 
und seyn muss. 

Als ein zweiter der fröhlichen Entwicklung der württem- 
bergischen Verfassung wesentlich hinderlicher Umstand machte 
sich geltend die Fesslung der Presse. Es wäre lächerlich 
hier über Pressfreiheit überhaupt Worte machen zu wollen; und 
selbst eines Beweises dafür, dass volle Pressfreiheit eine Lebens- 
bedingung gerade für Staaten mit Volksvertretung ist, bedarf es 
wahrlich nicht mehr. Man mag an sich von dem Nutzen und 
von den Nachtheilen einer ganz unbeschränkten Gedankenmit- 
theilung halten was man will, so muss doch auch der Aengst- 
liche, und wer mehr auf Verhinderung von Unfug als auf nach- 
folgende Bestrafung halten mag, zugeben, dass ein freies und, 
allmählig wenigstens, vernünftiges Wahlwesen, eine wahre Ver- 
bindung der Volkswünsche und -Ansichten mit der Ständever- 
sammlung, eine kräftige, öffentliche Meinung, welche je nach 
den Umständen die Regierung oder die Stände in ihrem Rechte 
und bei löblichem Streben stützt und fördert, die so nöthige 
Ueberwachung der Stände und ihrer einzelnen Mitglieder, nur 
bei Pressfreiheit möglich ist. Volksvertretung und Pressfreiheit 
sind gegenseitige Bedingungen. — Nun, Pressfreiheit bestand in 
Württemberg nicht während der ganzen Dauer der Verfassung 
von 1819; wenige Tage vor deren Abschluss wurden die Karls- 
bader Beschlüsse verkündet. Es wäre ungerecht zu behaupten, 
dass Württemberg unter einer besonders strengen Censur ge- 
standen habe; sie war sogar zu Zeiten auffallend mild, und nur 
stossweise und nach persönlichen Beziehungen störend. Allein 
theils genügt bekanntlich schon ihr Daseyn überhaupt, um un- 
zählige Uebel zu erzeugen, theils traf sie in Württemberg die 
Tagsblätter besonders streng. Es war diess ausgesprochener 
Grundsatz. Da nun aber gerade die Zeitungen für das politische 
Leben die hauptsächlichste, und oft die einzige mögliche Art der 
Pressbenutzung sind, umfangreiche Bücher aber, und selbst 
kleinere Flugschriften und Zeitschriftenhefte, im Verhältniss zu 
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diesen plötzlichen, Alle durchdringenden, in demselben Augen- 
blicke in einem ganzen Lande würkenden, täglich sich wieder- 
holenden und dadurch immer tiefer eindringenden Ansprachen an 
das Volk nur wenig bedeuten: so war eben auch in Württem- 
berg die Censur ein grosses Hinderniss. Weder die langjährigen 
Zögerungen der Regierung in nützlichen und nöthigen Dingen, 
noch die unkluge Selbstsucht der Standesherrn, noch endlich die 
sich spreizenden Mittelmässigkeiten in der zweiten Kammer hätten 
sich gegen eine freie Tagespresse halten können. Damit aber 
wäre sicher viel gewonnen gewesen. — Allerdings wird ge- 
rade in Württemberg seit der Entfesslung der Presse über einen 
unerträglichen Missbrauch derselben bitter geklagt; das Land 
sei mit bösartigen, Alles unterwühlenden Winkel-Blättern bedeckt, 
der itzige gefährliche Stand der öffentlichen Angelegenheiten, 
die blinde VerStockung der öffentlichen Stimmung diesen haupt- 
sächlich zuzuschreiben. Diess mag wahr seyh; ist es doch mehr 
oder weniger in ganz Deutschland so. Auch ist gerne zuzu- 
geben, dass die Berufung auf die Neuheit des Rechtes, auf 
Mangel an richtiger Gewohnheit in Benützung desselben, lahme 
und unwahre Entschuldigungen eines krankhaften Zustandes sind, 
denn diese Gründe entschuldigen nur Ungewandtheit der Feder 
und Einfalt des Vertrauens, nicht aber Bösartigkeit und Lüge. 
Allein es fragt sich, ob das Nöthige geschehen ist, dem Uebel 
entgegenzutreten? Ob die Gebildeten, die Gemässigten, die Be- 
sitzenden sich bemüht haben, auch für die richtigen Ansichten 
Organe zu schaffen? Ob die Regierung mit gerechter Strenge 
den durch die Presse begangenen einzelnen Verbrechen ent- 
gegentrat oder vielmehr durch schlotteriges Gehenlassen die 
Bande sich lösen, das Ansehen des Gesetzes untergraben Hess? 
Ob die Gesetzgebung zugleich mit Wegräumung der Vorbeugungs- 
maassregeln dem unsinnigen Wahne entgegengetreten ist, dass 
Pressfreiheit gleichbedeutend sei mit der Freiheit, jegliche be- 
liebige Rechtsverletzung durch die Presse zu begehen? Müssen 
aber alle diese Fragen verneint werden, so kann auch die itzige üble 
Erfahrung Württembergs nicht angeführt werden gegen die Möglich- 
keit und Notwendigkeit der Pressfreiheit im constitutionellen Staate. 
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Ein drittes dem gedeihlichen Würken und Wurzeln der neuen 
Verfassung sehr nachtheiliges Yerhältniss war endlich die Stim- 
mung und Richtung der Standesherrn. In fest 
geschlossener Schaar widerstanden sie dreissig Jahre lang fast 
jedem Versuche, die staatsbürgerlichen Freiheiten, welche nur dem 
Grundsatze nach und somit ohne unmittelbare Anwendungsfähig- 
keit in der Verfassungs-Urkunde verzeichnet waren, durch ge- 
nauere Gesetzgebung zur Wahrheit werden zu lassen, und noch 
entschiedener und schneidender jedem Bemühen, die auf dem 
Boden ruhenden mittelalterlichen Lasten auf eine billige Weise 
zu beseitigen. Selbst der schreiendste Unfug, wie z. B. bei der 
Jagd, fand an ihnen unbezwingliche Vertheidiger. Unbeugsam 
stützten sie sich auf ihr angebliches Recht , Gesetzesentwürfen 
ihre Zustimmung versagend, gegen andere Maasregeln bei dem 
Bundestage Klage führend. Hochmüthig verurtheilend war ihre 
Zurückweisung der Volksforderungen , bitter und verletzend ihr 
Ton gegen die ihnen noch viel zu freisinnige Regierung. Die in 
der Kammer sitzenden Minister und übrigen hohen Beamten erschie- 
nen ihnen beinahe als gleichmachende Jacobiner. Und nicht etwa 
waren in solcher Lebens- und Staatsansicht blos Reste eines frü- 
heren Geschlechtes befangen; die ihren Vätern folgenden jungen 
Männer gingen wo möglich noch weiter. Weder die wiederholten 
Beschlüsse der Abgeordnetenkammer, noch die unzähligen Bitten 
und Klagen aus der Mitte des Volkes, noch endlich die gutge- 
meinten Warnungen Weiterblickender konnten die Standesherren 
bewegen nachzugeben. — Der Nachtheil, welchen dieses selbst- 
süchtige und beschränkte Verhalten des aristokratischen und er- 
haltenden Bestandtheiles der Stände mit sich brachte, ist unbe- 
rechenbar. Zum Theile lässt er sich schon nachweisen an den 
von den Standesherrn verworfenen nöthigen und nützlichen Ge- 
setzesentwürfen; allein noch ohne Vergleich grösser ist der 
Schaden , den sie dadurch anrichteten , dass sie die Regierung 
veranlassten, stille zu stehen und nicht einmal Entwürfe vorzu- 
legen. Auf diese Weise kam die Entwicklung der Verfassung 
und ihrer Folgen gerade an den für die Masse des Volkes 
empfindlichsten Stellen zum völligen Stillstande; die Erbitterung, 
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zunächst allerdings gegen sie, aber allmählig überhaupt gegen 
das Bestehende, frass immer tiefer ein; die Ueberzeugung, dass 
die Verfassung in ihren itzigen Beslimmungen nicht im Stande 
sei, die Bedürfnisse des Volkes zu befriedigen, wurzelte immer 
tiefer. Und als endlich der längst vorausgesagte Sturm kam, warf 
er nicht nur die Standesherren widerstandslos und unrühmlich nie- 
der, sondern auch noch Weiteres, was mehr zu bedauern war. — 
Mit Recht wird die Frage aufgeworfen: ob denn gegen ein so 
grosses Uebel keine Hülfe möglich gewesen wäre? Auf un- 
mittelbarem gesetzlichem Wege nicht. Die Verfassung räumte 
in naiver Einseitigkeit der Regierung nur das Recht ein, höchstens 
ein Drittheil der ersten Kammer zu ernennen; die Standesherrn 
blieben also immer in der Mehrheit. Dennoch hätte ohne Zweifel 
mehr geschehen können, als würklich unternommen wurde. Wenn 
die Regierung nicht müde geworden wäre, nützliche und not- 
wendige Gesetzesentwürfe einzubringen und kräftig zu verthei- 
digen, so würde ohne Zweifel der steigende Unwille über die 
sich wiederholenden Verwerfungen endlich einen Eindruck selbst 
auf die Standesherrn gemacht haben. Wenn ferner die Minister 
persönlich in der ersten Kammer erschienen , dem ohne Zweifel 
gegen sie ausbrechenden trotzigen Hochmuthe im Bewusstseyn 
einer guten Sache schar! begegnet wären; wenn sie sich dabei 
auf die unendliche Mehrzahl des Volkes gestützt, zu dem Ende 
die, von der Verfassung zugelassene, Oeffenllichkeit der Sitzun- 
gen auch der ersten Kammer verlangt hätten; wenn man den 
politischen Gegnern bis in die höchsten Kreise hinauf auch ge- 
sellschaftlich den Rücken gewendet hätte: dann wäre wohl über 
Manche das Gefühl der Vereinzlung, der blos künstlichen, inner- 
lich aber hohlen Gewalt gekommen, und er hätte sich bedacht, 
einen solchen Kampf weiter fortzusetzen. Aber gieng dann 
nicht vielleicht auch die Unterstützung der Standesherrn gegen 
unbequeme Forderungen der Abgeordnetenkammer verloren? 
Schwerlich in vielen und bedeutenden Fällen, da in der Regel 
schon die eigenen Ansichten und Vorlheile der Standesherrn sie 
zur Zurückweisung bestimmt hätten. Wenn aber auch zuweilen, 
so war man ja sonst nicht schüchtern in der Anwendung des 
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königlichen Veto, und es wäre nützlicher und ehrenvoller für 
die Regierung gewesen, nicht als verdeckter Verbündeter der 
Standesherrn zu erscheinen, welche ihr so viel schadeten und sie 
nicht selten so gröblich misshandelten. So, wie das ganze Ver- 
hältniss sich gestaltete, und wie man es ohne kräftige Gegen- 
mittel gewähren Hess , war es ein entschiedenes Unglück für 
Württemberg und seine Verfassung. 

Diess waren denn, wenigstens im Wesentlichen und Grossen, 
die eigenthümlichen Zustände , welche schon die Wiege der 
württembergischen Verfassung theils fördernd , theils feindlich 
umgaben und sie auch in ihrer Entwicklungsbahn begleiteten. 
Natürlich sind zur Gewinnung einer richtigen Schätzung der 
Kräfte und Gegenkräfte diesen besondern und nur örtlichen Ur- 
sachen auch noch die allgemeinen europäischen beizufügen, denen 
sich Württemberg trotz seiner Neigung zur selbstgenügsamen 
und beschränkten Vereinzlung und trotz einiger positiver, aber 
misslungener Versuche der Selbstständigkeit nicht entziehen 
konnte. Nicht bedürfen wird es jedoch hier, eben wegen der 
Allgemeinheit dieser Zustände, einer besonderen Aufzählung und 
Würdigung des Systems der heiligen Allianz und ihres gestei- 
gerten Ausdruckes, der Richtung des deutschen Bundestages, so 
wie der allgemeinen durch diesen Druck erzeugten Niederhaltung 
freierer Regungen; noch auf der anderen Seite der electrischen 
Anstösse durch die beiden französischen Staatsumwälzungen von 
1830 und 1848, der durch den innern Druck in ganz Deutsch- 
land erzeugten Erbitterung, endlich der Ereignisse seit dem 
Märzmonat 1848. Es ist keine Gefahr, dass diese Dinge von 
irgend einem Deutschen vergessen oder unterschätzt werden; 
und wir mögen daher itzt unmittelbar übergehen zu der 
Erzählung der constitutionellen Schicksale des besonderen 
Landes. 
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III. 

Aeussere Geschichte des Verfassungslebens in Württemberg. 

Von Einführung der Verfassung bis zum Jahr 1849 sind 
vierzehn Ländtage gehalten worden (die Versammlungen von 
1820 und 1821 und 1833 und 1835 je für Einen Landtag gerech- 
net). Von diesen waren drei (die von 1828, 1838 und 1847) 
ausserordentliche; dreimal, in den Jahren 1833, 1848 und 1849 
wurden die Stände aufgelöst; alle übrigen Versammlungen folg- 
ten sich in dreijährigen , durch die Dauer der Etats-Perioden 
bestimmten Zwischenräumen. Auf drei Landtagen, nämlich den 
von 1821, 1823, 1828 waren nicht die beiden Kammern ver- 
sammelt, und es musste von der Bestimmung der Verfassung, 
dass eine nicht erscheinende Kammer als zustimmend in die 
Beschlüsse der erschienenen betrachtet werde, wegen Ausbleibens 
der Standesherrn Gebrauch gemacht werden; gegen das Ende 
des Landtages von 1849 verschwand die Kammer der Standes- 
herrn ohne förmlichen Beschluss und ohne äussere Veranlassung. 
Die Dauer dieser Landtage war natürlich verschieden; bei 
den meisten aber ziemlich beträchtlich; bei einigen sogar durch 
einige Jahre, freilich mit Unterbrechungen laufend. In den Zwi- 
schenzeiten waren die Ausschüsse versammelt, bald der engere 
allein, bald auch der grössere; letzterer theils nach den Vor- 
schriften der Verfassung zur Besorgung bestimmter Geschäfte, 
theils einberufen vom engern Ausschusse bei schwürigen Ver- 
hältnissen. 

Die von der Ständeversammlung in diesen Sitzungen be- 
sorgte Geschäften- Masse genau und nach Abtheilungen 
anzugeben, dürfte sehr schwer, wenn überhaupt möglich seyn; 
und man kann sich der unabsehbaren Arbeit des Zusammenzählens 
aller einzelnen Anträge, Petitionen u. s. w. aus einer Reihe von 
vielen hunderten von ProtocoII-Bänden um so unbedenklicher 
überheben, als die blose Nummern-Zahl doch keinen Maas- 
stab für die verwendete Mühe und Zeit abgäbe. Es sei daher 
über diesen Punct nur einiges Allgemeine bemerkt. — Die Zahl 
der, beinahe ausschliesslich bei der zweiten Kammer eingelaufe- 
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nen, Petitionen beläuft sich auf viele Tausende. Nur die 
wenigsten führten natürlich zu ausführlichen Verhandlungen und 
abgesonderten Beschlüssen; die andern wurden entweder ange- 
brachtermassen abgewiesen oder den betreffenden Commissionen 
zu gelegentlicher Beachtung zugetheilt. Eine Prüfung des In- 
haltes mancher dieser Petitionen dürfte nicht eben ein sehr 
günstiges Urtheil über die politische Reife des Volkes erzeugen. 
Bemerkenswerth ist, wie sehr die Zahl der Petitionen seit dem 
J. 1830, dann aber namentlich auch seit 1848, zunahm, und wie 
sich der Ton derselben in der letzten Zeit bis nicht selten zum 
Trotze und zum Ungesetzlichen steigerte. — Mit grosser Heftig- 
keit wüthete die constitutionelle Kinderkrankheit der Ueberfülle 
von Anträgen einzelner Mitglieder auch in der württembergischen 
Kammer der Abgeordneten; und es zog das Uebel denn auch 
seine gewönlichen Folgen nach sich , nämlich einer Seits un- 
erlaubten Zeitverderb und beschwerliche Aufschwellung der 
ProtocoIIe , anderer Seits völlige Nichtbeachtung von Seiten der 
Versammlung. — Eine günstigere Erwähnung verdienen die Re- 
chenschafts -Berichte der Ausschüsse. Bei jedem Zu- 
sammentritte eines ordentlichen Landtages war ein solcher ver- 
fassungsgemäss zu erstatten, und in demselben eine Darlegung 
der von dem Ausschusse seit dem letzten Landtage vorgenom- 
menen Geschäfte zu geben. Da zu diesen Geschäften jeden Falles 
die Verwaltung der gesammten Staatsschuld , die Prüfung der 
Verfassungsmässigkeit aller Regierungshandlungen, und die vor- 
läufige jährliche Prüfung der Staätsrechnungen gehörte, so konnte 
es nicht fehlen, dass diese Actenstücke eine Menge interessanter 
Thatsachen in bequemer Uebersicht darboten. Führten die Aus- 
schussberichte auch zuweilen unnöthige Berathungen in der 
Versammlung herbei, so hat sich die Einrichtung doch im Ganzen 
erprobt, und sie ist es auch, welche mit dem Daseyn der Aus- 
schüsse auszusöhnen noch am meisten geeignet war. Diese 
Berichte bleiben wichtige Beiträge zur Geschichte des staatlichen 
Lebens in Württemberg, sowohl in Betreff der einzelnen Ver- 
waltungszweige, als was den Geist der Regierung, der Stände 
und der Bürger betrifft. — Eilfmal lag der Ständeversammlung 



Die Geschichte der württ. Verfassung von 1819. 75 

und vorzugsweise der Kammer der Abgeordneten, die Unter- 
suchung und Bewilligung der Einnahmen und Ausgaben des Staates 
ob; in der Regel je für eine Dauer von drei Jahren. Es wäre 
ungerecht, nicht anzuerkennen, dass die Commissionsberichte der 
zweiten Kammer über die von der Regierung vorgelegten Etats 
und deren einzelne Kapitel wichtige, zur Kenntniss der öffent- 
lichen Zustände ganz unentbehrliche Actenstücke sind. Mögen 
einzelne derselben vielleicht für den unmittelbaren Zweck zu 
weitläufig seyn, so sind doch solche ausführliche geschichtliche, 
statistische und rechtliche Nachweisungen für manchen andern 
Zweck höchst schätzbar. Von geringerer Bedeutung sind die 
entsprechenden Arbeiten der Pairskammer. — Bekanntlich wird 
der constitutionellen Regierungsweise zum Vorwurfe gemacht, 
dass sie zu viele Gesetze erzeuge. Dieser Vorwurf dürfte 
von der Geschäftsthätigkeit der würtlembergisuhen Stände keines- 
wegs verdient seyn. Die Zahl der seit 181 r rlassenen Gesetze 
ist zwar allerdings nicht unbedeutend; allein man bedenke die 
Nothwendigkeit der Ausbildung der Verfassung und der Ergän- 
zung oder Verbesserung so vieler alten Gesetze, ja der Ent- 
werfung ganzer Gesetzbücher anstatt der veralteten, zerstreuten 
und undeutschen Rechtsvorschriften. Unzweifelhaft ist in der 
Gesetzgebung noch viel zu wenig geschehen. Manche wichtige 
Gesetzesentwürfe sind Jahre lang unerörtert oder wenigstens 
unerledigt liegen geblieben; bei noch zahlreichen andern Auf- 
gaben ist es nicht einmal bis zu einer Vorlage an die Stände 
gekommen. Die wichtigsten seit Gründung der Verfassung mit 
den Ständen beschlossenen Gesetze waren aber wohl : eine aus- 
führliche Pfand- und Prioritäts-Gesetzgebung; neue Gesetzbücher 
für das Strafrecht und des Strafverfahren ; ein Polizeistrafgesetz ; 
eine umfassende Novelle über bürgerliches Verfahren; eine Dienst- 
pragmatik für Civil-Staatsdiener, ein Conscriptionsgesetz, ein Gesetz 
über die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und Oberämter, ein 
Gesetz über die Verhältnisse der Gemeinde-Bürger und Beisitzer, ei- 
nes über die Rechte der Juden, eine allgemeine Gewerbe-Ordnung, 
ein Bürgerwehrgesetz, eine Wahlordnung, viele ebenso umfassende 
als tief einschneidende Gesetze über Aufhebung und Ablösung 
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von Grundlasten. Mehrere dieser Gesetze sind sogar wiederholt 
Gegenstand der ständischen Beralhung und Beschlussnahme ge- 
wesen, indem die Erfahrung, oft nach kurzer Zeit, die Untaug- 
lichkeit wesentlicher Bestimmungen zeigte, oder eine neue Zeit- 
strömung andere Formen und weiter gehende Freiheilen verlangte. 
Hier ist nicht der Ort zur Prüfung des Werthcs dieser Gesetze; 
allein über die Art der ständischen Thätigkeit bei der Gesetz- 
gebung mag bemerkt seyn , dass sich die Ständeversammlung 
durch Misstrauen und kleinliche Regierungslust zu dem auch 
anderwärts so oft begangenen Fehler hinreissen Hess , auch bei 
der Berathung ganzer Gesetzbücher sich nicht auf Feststellung 
nur der leitenden Grundsätze zu beschränken und die Ausarbei- 
tungen des Einzelnen hiernach zu verlangen, sondern Paragraphen 
um Paragraphen durchzunehmen. Diess aber kostet nicht nur 
unendliche Zeit , sondern zerrüttet auch gar leicht die Ordnung 
und die Folgerichtigkeit des Gesetzbuches, bringt unüberlegte An- 
träge von Sachunkundigen und sonst Unverständigen zur Geltung. 
Wenn sich unsere Versammlungen in dieser Beziehung nicht zu 
einer Selbstbeschränkung entschliessen können, dürfen wir nie- 
mals auf gute Gesetzbücher hoffen. Verständiger war der, viel- 
leicht freilich mit den constitutionellen Sitten nicht übereinstim- 
mende, wiederholte Beschluss der Versammlung, zur Bericht- 
erstattung über umfangreiche Gesetzesentwürfe Commissionen 
während der Zwischenzeit zwischen zwei Landtagen nieder- 
zusetzen. Der Gewinn an Zeit und an Güte der Arbeit leuchtet ein. 
Die äussere Gestaltung der Ständeversammlung und 
ihrer Geschäftsbehandlung bildete sich (nach den vorangegangenen 
Beispielen anderer deutscher und fremder Ständeversammlungen) 
sehr bald auf eine im Ganzen zweckmässige und anständige 
Weise. — Im Ganzen waren die Geschäftsformen der fran- 
zösischen Kammern , und nicht etwa die des englischen Parlia- 
mentcs, die Vorbilder; doch mit mancher, durch die kleinere 
Zahl der Mitglieder bedingten oder erlaubten Abweichung. So 
fand keine Eintheilung der Kammern in Sectionen, also auch 
keine Vorberathung in solchen und keine Wahl der Commissions- 
mitglieder durch sie statt. Letztere wurden aus dem ganzen 



Die Geschichte der württ. Verfassung von 1819. 77 

Hause und von ihm gewählt. Eine Rednerbühne bestand nicht, 
sondern Jeder sprach vom Platze aus , wie der Präsident ihm 
das Wort gab; damit aber war als gute Folge die Seltenheit 
langer Prachtreden, als Nachtheil unruhiges Durcheinanderreden 
gegeben. — Die Eröffnungs- und Schlusssitzungen, 
Thronreden, Dankadressen nahmen den auch anderwärts 
gewöhnlichen Verlauf. — Die Sitzungen der zweiten Kam- 
mer waren verfassungsmässig öffentlich. Die Theilnahme des 
Publikums natürlich je nach den Gegenständen und der allgemeinen 
politischen Stimmung eine sehr verschiedene. Bei dem beinahe 
beständigen Mangel an guten Rednern konnte oft nur Interesse 
an der Sache selbst, nicht aber ästhetisches Behagen an der 
Form Theilnahme" erwecken. Im Ganzen machte die Kammer 
der Abgeordneten hauptsächlich dadurch einen günstigen Eindruck, 
dass ernste Theilnahme und Ueberzeugung sich nicht verkennen 
Hess. Bis in die neueste Zeit herunter war nicht einmal eine 
scharfe Trennung der Partheien vorhanden, am wenigsten eine 
Organisation derselben ; Jeder handelte und stimmte in dem ein- 
zelnen Falle nach Ueberzeugung oder persönlicher Absicht. Man 
mag diess als einen kindlich-naiven Zustand belächeln; und ohne 
Zweifel hat eine solche Auflösung in Einzelnheiten auch ihre 
Unbequemlichkeiten und Nachtheile: allein ehrlicher und unver- 
künstelter blieb dabei Haltung und Verfahren. Auf dem Land- 
lage von 1848 — 49 ist freilich das Versäumte an Leidenschaft 
und Partheitreiben reichlich eingebracht worden. Als eine be- 
sondere Gunst des Schicksales muss es anerkannt werden, dass 
während des grössten Theiles der dreissig Jahre die zweite 
Kammer an Weisshaar und Wächter vortreffliche Präsidenten 
hatte, um welche sie die grösste Versammlung hätte beneiden 
können. — Zu den Sitzungen der Kammer der Standesherren 
wurden Fremde erst auf dem letzten Landtage zugelassen. Bis 
dahin hatte dieselbe für gut gefunden, sich an das von der 
Verfassung für sie vorgeschriebene Minimum von Oeffentlichkeit 
zu halten, d. h. an den blosen Druck der Protocolle. In wie 
ferne durch dieses Zurückziehen die Kammer selbst sich schadete 
oder nützte, ist, eben weil ihre Verhandlungen nicht beob- 
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achtet und also nicht beurtheilt werden können, schwer zu ent- 
scheiden, während es wohl unzweifelhaft ist, dass Regierung 
und Volk grossen Nutzen von der Oeffentlichkeit gehabt hätten. — 
So ziemlich eigentümlich für Württemberg waren die, freilich 
seltenen, gemeinschaftlichen Sitzungen beider Kam- 
mern. Sie boten jedoch mehr ein buntes Schauspiel als be- 
jnerkenswerthe Verhandlungen dar, da die Standesherren jede 
Berathung in solchen Sitzungen vermieden und sie auf Wahlen 
und sonstige formelle Geschäfte beschränkten. Der Zweck der 
Verfassung, durch mündliche Besprechungen (ohne bindende Be- 
schlüsse) Meinungsverschiedenheiten zwischen beiden Kammern 
auszugleichen , ging durch dieses spröde Zurückhalten völlig 
verloren. — Bei dem niedern Stande der Tagespresse, welche 
nur verstümmelte und entweder farblose oder durch engen Parthei- 
geist entstellte Berichte von den Sitzungen gab, waren die amt- 
lichen Protocolle der beiden Kammern das wichtigste Mittel zur 
Kenntniss ihrer Verhandlungen. Freilich wurde das grössere 
Publicum nur wenig durch sie unterrichtet, da ihr grosser Um- 
fang, ihr spätes Erscheinen und ihr höherer Preis eine sehr 
geringe Verbreitung zuliess, namentlich für die der ersten Kam- 
mer. Die, oft in Vorschlag gebrachte, Gründung eines eigenen 
Landtagsblattes kam nie zu Stande. 

Mit Recht betrachtet man den Grad und die Art der Theil- 
nahme an den Wahlen der Abgeordneten als ein 
sicheres Merkmahl des öffentlichen Geistes in einem constitutio- 
nellen Lande. Dieselben zeigten denn in Württemberg allerdings 
sehr merkliche Verschiedenheiten, und damit einen tief gehenden 
Entwicklungsprocess. Von einer grossen Gelassenheit und Gleich- 
gültigkeit stieg man allmählig, zwar unter Rückschlägen je nach 
der Gestaltung der allgemeinen deutschen und europäischen An- 
gelegenheiten, zu dem heftigsten Partheitreiben. Ob dieser Gang 
schon zu einem gedeihlichen Ergebniss führte, und ob die spätere 
Zeit eine grössere Einsicht und Selbstständigkeit der Masse des 
Volkes zeigte, ist freilich eine andere Frage. Mit Abrechnung 
einzelner Ausnahmen und etwa der vorübergehenden Aufregung 
nach der französischen Juli-Revolution, waren die Wahlen in der 
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früheren Hälfte unseres Zeitraumes hauptsächlich in die Hände 
der Regierungsbeamten gelegt. Diese würkten, mehr oder we- 
niger plump, je nach der eigenen Persönlichkeit, auf die Orts- 
vorsteher ein; dem Verlangen dieser aber entsprachen wieder 
gewöhnlich die Wähler. Von Bestechung war da nicht die Rede, 
es wurde einfach Gehorsam als Schuldigkeit gefordert und von 
dem Mangel an Einsicht und Theilnahme auch geleistet. Es 
wäre unrichtig, zu behaupten, dass auf diese Weise nur schlechte 
Ernennungen bewerkstelligt worden seyen. Mancher tüchtige 
Mann, der sich vielleicht den Wechselfällen einer stürmischen 
Wahl nie ausgesetzt hätte, oder der der Menge unbekannt war, 
kam dadurch in die Kammer. Aber dass auf diese Weise auch 
Viele gewählt wurden, denen jede Selbstständigkeit gegenüber 
von der Regierung fehlte, oder die gar nur die Stelle des Ab- 
geordneten als ein Beförderungsmittel im Staatsdienste, und zwar 
oft zu sehr untergeordneten Aemtchen, betrachteten, bedarf nicht 
erst der Erwähnung. Nur die grösseren Städte Hessen sich nicht 
auf diese Weise bestimmen, und zuweilen übten auch, in katho- 
lischen Gegenden, confessionelle Rücksichten und Einflüsse eine 
Gegenwürkung; oder da oder dort eine örtliche Berühmtheit 
zweifelhafter Art. Letztere lieferten wo möglich noch unbrauch- 
barere Wahlen. Gegen diese Einflüsse anzukämpfen, war sehr 
schwer. Die Presse war unfrei und matt; feste politische 
Partheien, welche sich ihrer Angehörigen angenommen hätten, 
fehlten; selbst vorübergehende Wahlbewegungen und -Umtriebe 
wurden gemieden, wo nicht gar von der Polizei gehindert; per- 
sönliche Bewerbungen der Kandidaten, Versammlungen der Wähler 
und Reden zu denselben waren ganz ausser Frage. Ging die 
Theilnahmlosigkeit und Stumpfheit doch so weit, dass man den 
Wählern ein Taggeld aussetzen mussle, um sie zu der kurzen 
Reise an den Abstimmungsort zu bewegen, ja es wurde in ein- 
zelnen Fällen den Wegbleibenden mit Strafe gedroht. — All— 
mählig änderte sich diess nun aber. Die Unzufriedenheit mit den 
früheren Gewählten, das Beispiel anderer Staaten, der kirchliche 
Streit, hauptsächlich aber die allgemeine politische Aufregung 
brachte grössere Theilnahme der Massen. Es bildete sich ein 
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Ausschuss entschiedener Gegner der Regierung zur Leitung der 
Wahlen im Partheisinne ; die Presse nahm lebendigeren Antheil, 
soweit die Censur es gestattete ; Wahlreisen, Versammlungen und 
Reden begannen ; die Massen kamen in Bewegung, und im Jahre 
1848 hatte sich die Theilnahme bis zur höchsten Leidenschaft 
gesteigert. Sicher Zeichen der Entwicklung, verglichen mit der 
frühern Unbekümmertheit und Unterwürfigkeit ; allein noch fehlte 
auch itzt Vieles zu einem gesunden Zustande. Es bestand nun 
allerdings eine wohl geordnete und gegliederte, sehr thälige 
Parthei, die radicale; aber auch nur diese Eine. Die nur auf die 
Verbesserung nicht auf den Umsturz der bestehenden Staatsein- 
richtungen dringenden Gemässigten hatten grosse Mühe sich zu 
sammeln und einzurichten; und noch weniger fanden sie einen 
bedeutenden Anhang bei der Menge. Theils lag diess in der 
allgemeinen Natur der Sache, da die Mässigung höchstens dann 
thätig und volksbeliebt ist, wenn grosser Unfug der Aeussersten 
voranging, was für Württemberg erst noch in Aussicht steht; 
theils trug das bisherige Verfahren der Regierung Schuld an der 
Schwürigkeit und Verspätung. So lange die Regierung das 
Wahlwesen so gewaltthätig und plump in die Hand nahm, war 
die Bildung einer selbstständigen gemässigten Parthei und eine 
EinwUrkung auf die Wahlen in diesem Sinne eine Unmöglichkeit. 
Ip Bekämpfung der Radicalen wären solche Bestrebungen mit 
dem Gebahren der Regierung zusammengegangen; mit diesen 
aber auch nur theilweise gemeinschaftliche Sache zu machen, 
war einem selbstständigen Manne nicht zuzumuthen, und es hätte 
auch die Genossenschaft jeden Einfluss von vorne herein ge- 
lähmt. So blieb die Linke allein auf dem Plane. 



IV. 

Innere Geschichte der württembergischen Verfassung 
von 1819. 

Eine richtige pragmatische Darstellung der Einzelnheiten 
sowohl, als der Reihenfolge und der Gesammtheit des constitutio- 
nellen Lebens in Württemberg ist kein ganz leichtes Unternehmen, 
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indem mehr als Eine Ursache die Zusammenfassung unter be- 
stimmten Gesichtspuncten und die Darlegung des Zusammenhanges 
erschwert. Einmal nämlich ist höchst störend, dass die beiden 
ständischen Kammern während der ganzen Dauer der Verfassung 
sowohl in der allgemeinen politischen Ansicht als in dem mate- 
riellen Zwecke ihres Bestrebens nicht mit einander Übereinstimm- 
ten, einander sogar sehr oft entgegenstanden, und nur zufallig 
und in fast gleichgültigen Dingen sich auf Augenblicke ver- 
einigten. Hierdurch ward nicht nur häufig ein blos geringfügiges 
Ergebniss bedeutender Anstrengungen und wichtiger Conjuncturen 
erzeugt, da jene widersprechenden Bemühungen sich wenigstens 
zum grossen Theile aufheben mussten; sondern es ging auch 
daraus oft ein unklares Benehmen der Regierung hervor. Eine 
zweite Schwürigkeit liegt darin , dass sich in Württemberg erst 
im Jahre 1848, also mit dem Schlüsse der Herrschaft der Ver- 
fassung von 1819, ein parlamentarisches Ministerium bildete, 
nämlich ein aus der Mehrheit wenigstens der Abgeordneten- 
kammer hervorgegangenes, sich auf diese stutzendes, gegen 
Krone und Land ein bestimmtes staatliches System vertretendes. 
Bis dahin waren nur einzelne Minister, ernannt durch die per- 
sönliche Gunst des Fürsten, dem Beamtenthume oder dem Hofe 
entnommen, unter sich nicht solidarisch verbunden, im Amte, so 
lange Jedem das Vertrauen des Königs blieb, und ohne Rück- 
sicht auf die Stimmung der Kammern. Auch in Württemberg 
nämlich, wie in den übrigen deutschen Staaten, konnte die 
wichtigste Folge der constitutionellen Verfassung, nämlich die 
Ersetzung der persönlichen Regierung des Fürsten durch ge- 
schlossene , auf die Mehrheit in den Ständen gestützte und mit 
dieser sich ändernde Ministerien, keineswegs sogleich in das 
Leben treten. Theils war man sich in der That der Nothwen- 
digkeit dieser Gestaltung keiner Seits deutlich bewusst; theils 
hatte das politische Leben im Volke eine so bestimmte Ausbildung 
noch nicht gewonnen , dass scharf gezeichnete Partheien , genau 
ausgeschiedene Mehrheiten in den Kammern, anerkannte Führer 
vorhanden gewesen wären; theils endlich mochte geringe Neigung 
zu solchem Zurücktreten bei dem Staatsoberhaupte selbst vor- 
handen seyn. Die untergeordnete politische Bedeutung Würt- 
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temberg's und die allgemeine politische Schlaffheit machte die 
längere Fortdauer des falschen Verhältnisses möglich; allein es 
versteht sich von selbst , dass dann auch die Geschichte ' des 
constitutionellen Lebens in solcher Zeit keine Reihe von politisch- 
dramatischen Bildern ist, welche sich scharf gegen einander ab- 
heben und von denen jedes als ein geschlossenes Ganzes von 
eigenthUmlichem Character erscheint. Vielmehr liegt die bei 
weitem schwürigere Aufgabe vor, in einer sich vielfach ver- 
schlingenden und lange hinziehenden Reihe von Begebenheiten 
den rothen Faden aufzufinden. 

Nur aus der gleichmässigen Beachtung des Planes und der 
völkerrechtlichen Stellung der Regierung, der Bemühungen und 
Ansichten der Standesherren, der Partheien und Forderungen 
der zweiten Kammer, endlich der wenigstens zuweilen höher 
anschwellenden Volksforderungen lässt sich ein richtiges Bild von 
den Zuständen und deren Verlauf gewinnen. Nicht Wenige fassen 
sich freilich kürzer, indem sie nur der zweiten Kammer eine 
Aufmerksamkeit schenken, höchstens die Regierung als einen 
Hemmschuh für diese ansehen, die Kammer der Standesherren 
aber gänzlich unbeachtet lassen; hierzu verleitet theils durch 
Unkenntniss, theils durch Abneigung gegen die Handlungen und 
Absichten der Aristokratie, theils durch die Sprache mancher 
Stimmführer in der zweiten Kammer, welche immer nur dieser 
letztern Bedeutung zuschreiben. Die Einseitigkeit, Unvollständig- 
keit und selbst Ungerechtigkeit einer solchen Darstellung fällt 
aber in die Augen. 

Ich glaube sowohl den Einflüssen der allgemeinen euro- 
päischen und deutschen Zustände, als den eigenthümlichen Ge- 
staltungen der württembergischen Dinge richtige Rechnung zu 
tragen , wenn ich fünf Abschnitte in der Entwicklungsgeschichte 
der Verfassung von 1819 unterscheide. Der erste begreift den 
Kampf um die in Anwendung der neuen Verfassung einzuschla- 
gende Richtung, und umfasst nur einen Theil des ersten Land- 
tages. Der zweite Abschnitt ist die Zeit der ruhigen Ausübung 
des von der Regierung erlangten Sieges. Im dritten Abschnitte 
finden wir wieder die Regierung im heftigen Ringen begriffen, 
und zwar mit der seit der französischen Juli-Umwälzung plötz- 
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lieh und mit vorher ungeahndeter Heftigkeit und Macht aufste- 
henden radiealen Parthei. Die Zeit der wiedergewonnenen Ober- 
hand und des fast gänzlichen Zurückziehens der Widerspruchs- 
parthei von den öffentlichen Angelegenheiten bildet die vierte 
Periode; welcher dann, als fünfte Gestaltung der Dinge, der in 
Folge der französischen und der deutschen Umwälzung im Früh- 
jahr 1848 erfolgte Sieg des demokratischen Einflusses, damit 
aber die Anerkennung einer Umwandlung der bisherigen Ver- 
fassung folgt. 

Erster Abschnitt. 

Kampf am die in Anwendung der neuen Verfassung einzuklagende 

Richtung. 

Mit der Gründung der Verfassung begann sowohl für die 
Regierung, als für die Stände eine ganz neue Thätigkeit. Zwar 
waren sie seit fünf Jahren in Verhandlung gestanden; allein es 
war diess mehr ein Streit über theoretische Fragen als ein ge- 
meinsames Regieren gewesen. Nun änderte sich die Aufgabe; 
es musste itzt gehandelt und zwar viel, rasch und richtig gehan- 
delt werden. 

Die Lage der Dinge war klar und die Aufgabe jedes Be- 
theiligten scharf und unverkennbar vorgezeichnet. 

Die Regierung hätte das grosse Werk einer neuen Staats- 
grundlage zu Stande gebracht nach ihrem Willen und ohne in 
ihrer Beliebtheit zu leiden; materiell wurden keine überspannten 
Forderungen an sie gemacht; Alles war voll Vertrauen in sie und 
in bescheidener Hoffnung einer glücklichen Zukunft. Ihr lag nun 
ob, die neue Verfassung auf die richtige Weise in das Leben 
einzuführen, also zwar allerdings ihr die bestehenden Zustände 
und Einrichtungen anzupassen, das- nur dem Grundsatze nach 
kurz Bestimmte durch ausführliche Anordnungen anwendbar zu 
machen; auf der andern Seite aber das Werk vor Ueberstürzung 
zu bewahren und nicht die gesetzliche Freiheit in Unordnung 
und Regierungsunmöglichkeit umschlagen zu lassen. Zu Ein- 
haltung dieser festen Mittelbahn musste sie die Bewahrung ihrer 
eigenen richtigen Stellung veranlassen, aber auch die, Rücksicht 

6» 
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auf das Ausland, welches die, sehr gegen seinen Willen zu 
Stande gekommene, vertragsmässige Verfassung genau zu be- 
achten versprach und Missgriffe scharf zu rügen drohte. In's 
Einzelne zerlegt waren es drei wesentliche Aufgaben, welche die 
Regierung zunächst zu verfolgen hatte; ausserdem eine mehr 
zufällige, doch nicht unwichtige. Vor Allem hatte sie die or- 
ganischen Gesetze, welche die Kürze einer Verfassungs- 
Urkunde immer nothwendig macht, auf eine dem Geiste der 
Verfassung, d. h. der constitutionellen Monarchie, entsprechende 
Weise zu Stande zu bringen, und zwar sowohl diejenigen, welche 
ihre eigenen Befugnisse zunächst berührten, als die, welche das 
Würken der Stände nach Form und Gehalt bestimmten. Hierher 
gehörten namentlich die näheren Bestimmungen über die Aus- 
übung der einzelnen staatsbürgerlichen Rechte, deren kurzer 
Aufführung durch ausführliche Entwicklung Anwendbarkeit gege- 
ben und möglicher Missbrauch genommen werden musste; ein 
Gesetz über Ministerverantwortlichkeit; eines über die recht- 
liche Stellung der Beamten; die Ordnung des, ohne vielfaltige 
nähere Bestimmung gar nicht in- Gang zu bringenden , Staats- 
gerichlshofes ; ein Wahlgesetz; eine ständische Geschäftsordnung. 
Die zweite Notwendigkeit bestand in der Zustandebringung eines 
Budgets, welches die zur Führung einer würksamen Regierung 
nöthigen Mittel gewährte, und als Ausgangspunct und Muster für 
die künftigen periodischen Regelungen des Staatshaushaltes 
dienen könnte. Drittens endlich rieth die einfachste Staatsklug- 
heit, so bald als möglich die neue Einrichtung zur Bewerkstel- 
ligung materiell nützlicher Anstalten zu benützen, damit 
auch die Menge schnell eine Anhänglichkeit an die itzige Ord- 
nung der Dinge gewinne und sich nicht nach weiteren Aenderungen 
sehne. Zu diesen nothwendigen Aufgaben kam Uberdiess, mehr 
zufällig und von geringerer Bedeutung, der Wunsch, die erst in 
den Jahren 1817 und 1818 eingeführte Ordnung der Ver- 
waltungsstellen nicht schon wieder ändern zu müssen, 
theils um nicht offen einen Fehler einzugestehen, theils um die 
Kosten, Unannehmlichkeiten und Nachtheile des beständigen 
Wechsels der Behörden zu vermeiden. — Was aber immer die 
Regierung zu thun haben mochte, jeden Falles war ihr höchstes 
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Interesse, rasch, kräftig und aus eigenem Antriebe voranzugehen, 
damit sie nicht die Vortheile des die erste Bestimmung Gebenden, 
des Bewussten und Entschlossenen verlöre , nicht die Stände und 
das Volk daran gewöhne, sie zu drängen und zu treiben, und 
nicht als gezwungen erscheine anstatt als handelnd und leitend. 
Die Richtung, welche dem neuen Zustande der Dinge von Anfang 
gegeben wurde, behielt er voraussichtlich auf lange; und es lag 
sehr nahe, den Ständen recht viel zu thun zu geben, damit sie 
nicht die Zeit und das Bedürfniss bekämen, sich ihrer Seits viel zu 
schaffen zu machen. 

Es war aber um so nölhiger, dass die Regierung ihre 
Stellung richtig auffasste, weil offenbar auch die Stände eine 
grosse Aufforderung zu bedeutsamer und für das Volk fühlbarer 
Thätigkeit hatten. Sie mussten den Beweis der Nützlichkeit ihrer 
Theilnahme. an den Staatsangelegenheiten liefern, damit nicht 
gleich Anfangs ihnen öffentliche Gunst und Ansehen entschlüpfe. 
Sie also mussten sich berufen finden, theils die oben erwähnten 
organischen Gesetze in einem die verfassungsmässigen Volks- 
rechte befestigenden und verwürklichenden Sinne einzurichten, 
theils möglichste Ersparnisse im Staatshaushalte eintreten zu lassen. 
Letzteres war nicht nur an und für sich ihre Pflicht und Bestim- 
mung,* sondern es machte ihnen die damals allgemein angenom- 
mene Meinung, dass die Einführung einer Volksvertretung eine 
besonders wohlfeile Verwaltung erzeuge, ein Würken in dieser 
Richtung unbedingt zum Gebote. Namentlich in dieser Beziehung 
mochte ihr ein Angriff auf die Aemter-Ordnungen der letzten 
Jahre nöthig scheinen, in so ferne diese allerdings bedeutend 
grössere Summen in Anspruch nahmen, und desshalb auch sehr 
viele Stimmen gegen sich hatten. Im Uebrigen mussten auch 
verständige Ständemitglieder einsehen, dass Mässigung und An- 
stand in Verhandlungen und Forderungen dringendes Gebot 
waren , sowohl weil nur auf diese Weise im Innern ein gedeih- 
liches Verhältniss bestehen konnte, als des Auslandes wegen. 

Ist nun diese Lage der Dinge richtig aufgefasst, ist ihr 
gemäss von allen Seiten mit Einsicht und Kraft gehandelt, da- 
durch aber den württembergischen Verfassungsangelegenheiten 
gleich von Anfang richtige Bahn und glückliches Ziel vorgezeichnet 
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worden? — Leider können diese Fragen nicht bejaht werden, 
am wenigsten was die Regierung betrifft. 

Diese fasste von ihrer Aufgabe lediglich nur die verneinende 
Seite in's Auge. Wiederholt erklärte sie, dass es vor Allem um 
Mässigung in der Handhabung der neuen Einrichtung zu thun sey. 
Nun mag ihr, bei ihren unmittelbaren Beziehungen zu den fremden 
grossen Mächten, sicher nicht verargt werden, dass sie deren 
unfreundliche Gesinnung zu der Verfassung beachtete. Noch 
weniger ist ihr zu verdenken, dass sie entschlossen war, die 
kaum und mit so vielen Schwürigkeiten zu Stande gekommene 
neue Ordnung der Dinge als Schluss, nicht aber als Anfang einer 
Bewegung und Staatsumgestaltung behandeln zu lassen. Endlich 
war ihr nicht zuzumuthen, eine von ihr für gut befundene Ver- 
waltungs-Einrichtung alsbald wieder aufzugeben, nur weil sie 
einer altwürttembergischen Gewohnheit nicht entsprach, oder 
theurer war, als eine schlechte frühere Ordnung. Allein mit 
Alle diesem ist nicht gesagt, dass es staatsmännisch und im 
eigenen wohlverstandenen Vortheile war, die positive Thätigkeit 
auf wenige, zum Theile formelle Puncte zu beschränken, keine 
Vorschläge zur allseitigen und folgerichtigen Ausbildung der 
Verfassung zu machen, nicht selbst Ton und Richtung positiv 
anzugeben, sondern nur abwarten und nöthigen Falles abwehren 
zu wollen. Es war gewiss ein grosser Fehler, dass sowohl in 
der Thronrede als in den sonstigen Eröffnungen nur auf die 
Regulirung des Staatshaushaltes namentlich des Schuldenwesens 
und auf die baldige Zustandebringung einer Geschäftsordnung 
gedrungen wurde, dagegen gar keine anderen Vorschläge zur 
Ergänzung und Ausbildung der Verfassung, und gar keine die 
materiellen Interessen berücksichtigenden Gesetzesentwürfe vor- 
gebracht wurden. Dadurch waren ja die Stände gleich von 
Anfang an zu einer überflügelnden Thätigkeit stillschweigend 
aufgefordert. 

Dieser Fehler war aber um so grösser und ein Beharren 
in ihm um so unbegreiflicher, als die Regierung da, wo sie 
handelnd und fordernd auftrat, mit den Ständen zufrieden zu 
seyn alle Ursache hatte. Ihre beiden Forderungen wurden ihr 
gewährt, und zwar auf eine sie vollständig befriedigende Weise. 
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Es kam eine äussere und eine innere Geschäfts-Ordnung beider 
Kammern unter Mitwirkung königlicher Beauftragter und mit vielen 
von der Regierung verlangten Aenderungen schnell zu Stande, 
ohne dass die anfänglich wohl spuckende Ansicht, als sey die 
Entwerfung derselben lediglich Sache der Kammern, durchge- 
drungen wäre. Ebenso erwiesen sich die Stände hinsichtlich der 
Feststellung des Staatshaushaltes sehr gefällig. Vorerst wurde 
der Antrag eines Mitgliedes , einer Verwilligung erst eine allge- 
meine Prüfung der Kräfte des Landes vorangehen zu lassen, so 
wie ein anderer, welcher nur eine runde Summe, wie sie eben 
gut gegeben werden könne , zu den Staatszwecken zu bestimmen, 
verworfen; Uberdiess für das erste, bereits angetretene, Finanz- 
jahr der angesonnene Einnahmen- und Ausgaben -Etat ohne 
alle Untersuchung oder Abzug gutgeheissen. Sodann aber setzte 
die Regierung die Feststellung der Civilliste, so wie das erste 
regelmässige Budget für drei Jahre vollständig durch; und erst 
für künftige Finanz-Perioden wurden Ersparnisse verlangt. Selbst 
die vielfach missliebigen neuen Einrichtungen wurden nicht kurz- 
weg durch Verweigerung der Ausgaben dafür beseitigt. 

Wie viel richtiger wäre es gewesen , wenn dieser Geist der 
Versammlung benützt worden wäre zu einem positiven Hervor- 
treten der Regierung , anstatt dass man den Ständen den Anstoss 
in Verfassungs- und Verwaltungsangelegenheiten überliess, sie 
dadurch in die erste Reihe bei Bemühungen um das Staatswohl 
und in Erfüllung der Volkswünsche stellte, dadurch zum Theile 
zu Uebertreibungen veranlasste, dann aber die ganze Kraft der 
Regierung zu bioser Abwehr verwendete und abnützte! 

Getrieben von dem Bedürfnisse einer bedeutenden und nütz- 
lichen Wirksamkeit, und nicht hinreichend beschäftigt durch 
wichtige Vorlagen der Regierung, überliessen sich nämlich die 
Stände einer vielfachen, weitausgreifenden und nicht immer in 
den richtigen Schranken bleibenden Thätigkeit. Und zwar lassen 
sich dreierlei Richtungen dabei unterscheiden. Einmal nämlich 
wurden Anträge gemacht und Beschlüsse gefasst, welche die 
Ausbildung der Verfassung, die Aufhebung einzelner angeblicher 
Missbräuche und schlechter Einrichtungen in der Verwaltung, 
und die Verbesserung der materiellen Zustände zum Gegenstande 
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hatten. Zweitens erfolgte ein allgemeiner Sturm auf die schon mehr 
erwähnte neue Ordnung der Verwaltungsstellen. Drittens endlich 
wurde, wenn auch nur in kleinem Anfange, ein Versuch gemacht 
zu einer fast völligen Umgestaltung des württembergischen Staats- 
lebens durch sofortiges Hinausgehen über die Verfassung. 

Die bedeutendsten der erstgenannten Anträge und zum Theile 
Beschlüsse waren folgende: 

In Beziehung auf Verfassungs-Gegenstände wurde beantragt : 
die Abhaltung jährlicher Ständeversammlungen; die alsbaldige 
wirkliche Ausscheidung des evangelischen so wie des katholischen 
Kirchengutes; die Festsetzung der Rechts- Verhältnisse der Juden; 
die Bewaffnung des Volkes. — Die Anträge auf Wegräumung 
angeblicher Missbräuche hatten zum Gegenstande : den Schreiberei- 
Unfug, d. h. die unnöthig kostspielige Besorgung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und mancher Geschäfte der Gemeinde-Verwaltung, 
ein bekanntlich in Württemberg endemisches Uebel; die allzu 
hohen Besoldungen der Staatsdiener; die aus dem bestehenden 
Pensions -Gesetze drohenden übermässigen Lasten; das System 
der Amtskörperschaften; die schlaffe Strafgerechtigkeit, nament- 
lich bei Diebstählen; die falsche Verwendung der Gensdarmerie; 
die bestehende Gesetzgebung über die , den Gemeinden entzogene, 
Aufnahme neuer Bürger und Beisitzer. — Eine unmittelbare Ver- 
besserung des materiellen Zustandes beabsichtigten die Anträge 
auf: Erleichterung des Lehenswesens, namentlich der sog. Schupf- 
lehen; Abnahme von Schulden einzelner Landestheile auf den 
Staat; zweckmässigem Einrichtung des Gestütwesens und der 
Pferdezucht überhaupt; Hebung von Handel und Gewerbe u. s. w. 
Es wurde sogar ein eigener Ausschuss niedergesetzt zur Prüfung 
sämmtlicher Beschwerden über den Zustand des Landes. 

Den Angriff auf die neuen Verwaltungseinrichtungen eröffnete 
ein Antrag (Uhland's), Ausschüsse niederzusetzen, welche 
die Zweckmässigkeit und Ausführbarkeit der in den letzten Jahren 
getroffenen Veränderungen in dem Staats - Organismus zu unter- 
suchen hätten. Unterstützt wurde dieser Antrag theils durch 
vielfache Einzeln-Anträge von Mitgliedern gegen bestimmte Theile 
der neuen Einrichtungen , theils durch eine Menge von Petitionen 
aus allen Theilen des Landes. Und je weniger die Kammer in 
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andern Beziehungen durch gründliche Untersuchungen und durch- 
greifende Beschlüsse pekuniäre Erleichterungen herbeiführte, desto 
mehr war für sie ein Eingehen auf diese vielfach ausgedrückten 
Wünsche unabweisliche Notwendigkeit. Eine Commission wurde 
denn auch gewählt, welche in sehr ausführlichen Vorträgen das 
Bestehende beleuchtete und eine lange Beihe wesentlicher Aende- 
rungs- Vorschläge machte. Sie betrafen: die Gemeinde- Verfassung; 
die Verwaltung der frommen Stiftungen; die Einrichtungen bei 
den (erst durch diese Organisationen durch alle Instanzen von 
der Verwaltung getrennten) Gerichten und bei den Behörden der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit; die formellen und die materiellen 
Bestimmungen über die unteren und die mittleren (Kreis-) Stellen 
im Departement des Innern; die neuen Kreis-Stellen im Finanz- 
Ministerium; und endlich die Organisation des Forst -Wesens. 

Mit dem Versuche zu einer wesentlichen Umgestaltung des 
ganzen Staatslebens aber verhielt es sich folgendermassen : 

Bei Eröffnung der Stände - Versammlung war von einer 
geschlossenen systematischen Widerspruchs -Parthei keine Bede. 
Eine solche Parthei in den Kammern hätte damals gar keinen 
Theil des im Wesentlichen mit der Regierung zufriedenen Volkes 
vertreten. Zwar benahmen sich die standesherrlichen Mitglieder 
der ersten Kammer zuweilen etwas ungebärdig , wollten nament- 
lich gewisse ihnen unangenehme Steuern nicht verwilligen : allein 
da das Durchzählen der Stimmen in beiden Kammern diese Art 
von Widersetzlichkeit zu keinem Erfolge kommen liess , in andern 
Puncten aber die Pairs-Kammer mit der Regierung sich vertrug, 
so ist die Sache nicht weiter der Rede werth. Ebenso zeigte 
sich in der Kammer der Abgeordneten nicht selten ein ent- 
schiedenes Auftreten gegenüber von der Regierung, und es 
wurde wohl gelegentlich ein bestimmter Widerspruch eingelegt. 
Allein es war diess immer nur Ansicht der Einzelnen und keine 
Maassregel einer geschlossenen, weitere Zwecke verfolgenden 
Schaar. Höchstens konnte man gewisse Uebereinstimmungen 
der Landsmannschaft oder des Alters unterscheiden. Noch 
nicht ganz hatten z. B. die Altwürttemberger die frühere Ord- 
nung der Dinge verschmerzt, und unter ihnen fanden haupt- 
sächlich die schon mehr besprochenen Organisationen heftige 
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Gegner. Die Neuwürttemberger waren über finanzielle Vernach- 
theiligungen und über Schreiberunfug erbittert, wenn schon sonst 
in der Regel getreue Anhänger der Regierung. Eine Anzahl 
jüngerer Männer gefiel sich in der Wichtigkeit der neuen Stellung, 
setzte deren Zweck in Mitregieren, und bereitete dadurch, ob- 
gleich der Regierung keineswegs feindselig gesinnt, da und dort 
eine Verlegenheit. Allein alle diese Neigungen oder Abneigungen, 
ich wiederhole es, waren nicht zu Partheien ausgebildet; von 
einem grundsätzlichen Angriffe auf die königlichen Rechte war 
bei keiner die Rede, und bald fand sich ein Mitglied, welches 
in der Regel mit der Regierung stimmte , in einem bestimmten 
Falle oder selbst in einem ganzen Systeme mit derselben im 
entschiedensten Streite, bald, fand die Regierung Unterstützung 
bei einem Manne, welcher häufig gegen sie stimmte. 

Nach etwa einem Jahre aber schien dieser naive Zustand 
der Dinge allmählig bedroht zu werden. Im Dec. 1820 trat ein 
junger Abgeordneter Namens List in die Kammer. Mit bedeu- 
tendem Talente und mehr ausgedehnten als tiefen Kenntnissen 
verband er ein grosses Selbstvertrauen. Er Hess nicht nur vom 
Tage seines Eintrittes an fast keine Sitzung vergehen , in welcher 
er sich nicht in der Verhandlung bemerklich machte, oder irgend 
einen, in der Regel in's Grosse und Weite gehenden und auf- 
regenden Antrag stellte, z. B. auf Untersuchung des Zustandes 
des Landes, auf jährliche Landtage u. s. w.; sondern er suchte 
auch noch ausser der Versammlung eine starke Bewegung und 
den Geist eines, die Regierung zwingenden und von ihrem Stand- 
puncte verdrängenden Widerspruches zu verbreiten. So vertheilte 
er z. B. den Entwurf zu einer gemeinschaftlichen Eingabe aller 
Gemeinden des Landes an die Ständeversammlung, in welchem 
nach einer hoch gefärbten Schilderung des bestehenden Zustandes 
und namentlich der sämmtlichen Beamten nicht weniger als 
vierzig Forderungen auf radicale Aenderungen in Verfassung 
und Verwaltung gestellt waren. Bei der geringen Beliebtheit des 
Mannes in und ausser der Kammer war zwar eine unmittelbare 
Gefahr für die Regierung zunächst nicht zu fürchten: allein theils 
fieng doch um den kecken und rührigen Leiter ein kleiner Kern 
von ähnlich gesinnten Abgeordneten sich anzusetzen an , welchem 
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das Bild einer französischen äussersten Linken vorschweben 
mochte, und deren Umsichgreifen nicht zu ermessen war; theils 
fanden auch ausserhalb der Kammer Unzufriedene einen Mittel— 
punct und eine Anweisung zu einer über die Verfassung hinaus- 
gehenden , dieselbe nur als den Ausgangspunct zu weit grösseren 
Freiheiten betrachtenden Widerspruchsparthei. Kurz es war aller- 
dings die Gefahr nahe, dass Württemberg durch List und die 
um ihn sich sammelnde Parthei in leidenschaftliche und gefähr- 
liche Kämpfe gestossen und die Regierung genöthigt werden 
könnte, um ihr Daseyn, nicht blos um einzelne Einrichtungen 
und Plane zu streiten; jeden Falles drohten bei weiterem Fort- 
schreiten dieser Bewegung Verwicklungen mit dem Auslande. 

Die Stellung der Regierung gegenüber dieser rührigen 
Thätigkeit der Stände war, freilich durch eigene Schuld, keines- 
wegs eine günstige. Manche der an sie gestellten Verlangen, 
namentlich was die organischen Gesetze betraf, waren sachlich 
und formell ganz begründet. Andere, besonders die hinsichtlich der 
neuen Verwaltungs - Einrichtungen gestellten, hatten wenigstens 
die augenblickliche öffentliche Stimme für sich. Jeden Falles war 
die Rolle des Verneinenden und blos Vertheidigenden nicht die 
schöne in Gegenüberstellung mit dem für das Volk und das öffent- 
liche Wohl Fordernden, selbst wenn dieser in wilder Hast das 
erreichbare Ziel überschoss. Dennoch entschloss sich die Regierung 
bei ihrem System fest zu beharren, nur das ganz Unvermeid- 
liche zuzugeben, im Uebrigen aber, wenn es seyn mttsste mit 
aller Kraft, zu widerstehen und zu weigern. Und sie errang 
wirklich den Sieg. 

Ihr Verhalten war ein verschiedenes je nach der Richtung 
der ständischen Thätigkeit Am wenigsten . schroff trat sie auf 
gegen das Verlangen nach weiteren , zur Ausführung der Ver- 
fassung dienenden Gesetzen. Dieses wurde nicht geradezu abge- 
schlagen, wohl aber die Vollziehung in unbestimmte Ferne gerückt 
Die entsprechenden Entwürfe sollten erst entworfen und künftigen 
Landtagen vorgelegt werden , (was denn auch , wenn überhaupt, 
erst nach einer Reihe von Jahren geschah}. Schon bestimmter 
waren ihre Antworten auf die Ausstellungen an den neuen Or- 
ganisationen. Zwar wurde einer bedeutenden Anzahl nach-!- 
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gegeben und zu deren Beseitigung Gesetzesentwürfe vorgelegt, 
oder Novellen und Amtsanweisungen erlassen, — nicht gerade 
immer da, wo eine Aenderung wirklich nützlich war; — allein 
in der Hauptsache wurde das System vertheidigt. Am entschie- 
densten aber endlich wurde der List'schen Bewegung entgegen- 
getreten, und nicht nur der heftigste Kampf, sondern auch die 
Anwendung zweifelhafter Mittel nicht gescheut. 

Da hier Gefahr bei dem Verzuge zu seyn schien , so wurde 
gleich die erste irgend passend scheinende Gelegenheit ergriffen; 
und um den erforderlichen Schrecken einzuflössen, alsbald ein 
Angriff auf das Haupt der Bewegung beschlossen, und zwar in 
seiner Eigenschaft als Ständemitglied. Das Mittel hierzu fand 
sich in der, oben bereits erwähnten, Verbreitung eines Ent- 
wurfes zu einer gemeinsamen Eingabe aller Gemeinden. List 
wurde als Verfasser und Verbreiter dieser Schrift einer schweren 
Beleidigung der gesammten Staatsdienerschaft beschuldigt und 
schon wenige Wochen nach seinem Eintritte in die zweite Kammer 
eine Klage bei dem peinlichen Gerichte gegen ihn eingereicht. 
Die Maassregel gelang. Der Bichter fand die Klage begründet 
Und erkannte gegen List eine peinliche Untersuchung. Diesen 
Spruch zeigte die Regierung der Kammer der Abgeordneten an 
und verlangte L ist's Austritt, gestutzt auf die Bestimmung der 
Verfassungsurkunde, welche einen in peinlicher Untersuchung 
Befangenen für unfähig zur Landstandschaft erklärt. Die Auf- 
regung über diesen Antrag war in und ausser der Kammer sehr 
bedeutend. Nicht nur der Betheiligte selbst , sondern namentlich 
auch Meinungsgenossen sprachen sich auf's Heftigste gegen die 
Regierung aus; die zum Berichte bestellte Commission bestand 
zum grössern Theile aus Männern , welche als der Regierung 
abgeneigt betrachtet werden mussten, und berichtete natürlich 
auch in diesem Sinne. Die Regierung aber wich nicht, sprach 
auf das Entschiedenste ihr behauptetes Recht an , und zeigte eine 
Entschlossenheit und ein Talent, welche man mit Freuden bei 
materiell nützlicheren und gerechteren Veranlassungen begrüsst 
hätte. Beinahe drei Wochen dauerte der Kampf, bis endlich von 
der Kammer der Ausschluss List's mit 56 gegen 30 Stimmen 
beschlossen wurde. 
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Der Sieg war entscheidend für das von der Regierung 
gehandhabte System, und ging viel weiter, als nur auf die 
Entfernung eines lästigen Gegners oder auch auf die Vernichtung 
einer extremen Parthei. Die endlich errungene Ausschliessung 
List 's war die Antwort auf die allgemeine Frage , ob die rasche 
Bewegung oder die langsamere, möglichst spärliche Entwick- 
lung vorzuwalten habe? Auch wurde die Frage und die Ant- 
wort allerseits wohl verstanden. Die Parthei der Bewegung gab 
sich selbst für völlig geschlagen, und zog sich entweder vom 
Kampfe ganz zurück, oder wurde wenigstens merklich stiller. 
Und selbst die Mehrheit der Ständeversammlung, welche keines- 
wegs in ihren Wünschen und Forderungen so weit und so rasch 
ging und daher auch der Regierung im Kampfe zu Willen 
gewesen war, fand ihre Bedeutung und Macht durch die Ver- 
nichtung der kecksten Partheigänger geschwächt, und ging — 
zu spät wohl etwas reumüthig über den geleisteten Beistand — 
weniger sicher und seltener mit ihren Forderungen vor, nahm 
geduldiger die Zögerungen und Ablehnungen der Regierung hin. 

So war denn also gleich bei dem Beginne des constitutio- 
nellen Staatslebens entschieden, nicht nur, dass keiner Ueber- 
eilung und keinem Hinausdrängen über die Grundlagen der 
Verfassung stattgegeben werde, (was nur zu billigen war;) 
sondern auch, dass , so weit wenigstens der Wille der Regie- 
rung gehe, die Ausbildung des neuen Grundgesetzes nur sehr 
allmählig geschehen werde. Ein unglückliches System, welches 
selbst in dem besten Falle erst spät das Volk heranbildete zur 
völligen Uebereinstimmung mit dem Geiste der Staatseinrichtungen 
und diese zur völligen Befriedigung der Volksbedurfnisse, das 
aber bei ungünstigem Verlauf den Staat in Gefahr setzen konnte, 
entweder durch einen Ausbruch nicht länger zu bändigender Un- 
geduld , oder durch Mangel an Anhänglichkeit an das Unvollendete 
und Verkümmerte bei irgend einem innern oder äussern Sturme. 

Das Verhalten der Stände in diesem kurzen aber wichtigen 
Zeitabschnitte bot einen merkwürdigen Gegensatz zwischen der 
ersten Und der zweiten Kammer dar. Während die letztere sehr 
lebendigen, wenn schon nicht eben immer erleuchteten, Antheil 
an den öffentlichen Angelegenheiten nahm, so besonders an dem 
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Angriffe auf die neuen Verwaltungs-Organisationen und an der 
List'schen Sache, sich auch bei ihr die Partheien aus dem Ge- 
gensatze . der Alt- und der Neuwürttemberger allmählig in den 
der mehr demokratisch und mehr monarchisch Gesinnter zu ent- 
wickeln begannen: zeigte die Kammer der Standesherren wenig 
Theilnahme und Verständniss ihrer Stellung, selbst ihres eigenen 
Vortheiles. Sie suchte weder die Rolle einer unabhängigen, die 
Volksrechte grossmUthig und klug schützenden, die Verfassung 
eifersüchtig wahrenden Aristokratie einzunehmen, noch auch nur 
ihren selbstischen Vortheil durch Geltendmachung ihrer bevor- 
zugten und einflussreichen Stellung geltend zu machen. Nach- 
dem sie sich grösstenteils gleichgültig und unbedeutend gezeigt 
hat^e, trat sie sogar ganz ab von dem Schauplatze, indem sie schon 
nach einer im Sommer 1820 eingetretenen Vertagung sich gar 
nicht wieder versammelte, sondern der Kammer der Abgeord- 
neten allein überliess - mit der Regierung die Landesangelegen- 
heiten zu ordnen, was glücklicherweise nach einer Bestimmung 
der Verfassung geschehen konnte. Diess aber auf dem ersten 
Landtage nach Abschluss einer Verfassung, als folglich so viel 
zu thun, dem ganzen Staate die neue Richtung zu geben 
war! Es dürften wenige Beispiele einer gleichen Unfähigkeit und 
Unbekümmertheit um Pflicht und Vortheil aufzufinden seyn. Frei- 
lich Hess die Thätigkeit der Kammer der Standesherren, als sie 
in späteren Jahren zusammentrat, Manchen auf die Zeit ihres Nicht- 
erscheinens und somit auch Nichthinderns mit Sehnsucht zurück- 
blicken. 



Zweiter Abschnitt, 

Unbestrittene Herrschaft des Regierungssystems. 

Der in der List'schen Sache erfochtene Sieg der Regierung 
und der erhaltenden und zögernden Parthei führte eine völlige 
Veränderung in den Verhandlungen der Ständeversammlung und 
in der Haltung des Volkes herbei, und zwar nicht nur während 
der noch fünfmonatlichen Dauer dieses Landtages, sondern auch 
auf den folgenden Landtagen bis zum J. 1830. Fehlte es auch 



Die Geschichte der württ. Verfassung von 1819. 95 

Uzt nicht an einzelnen Fragen , welche von Zeit zu Zeit eine 
lebhaftere Berathung in den Kammern oder eine grössere Theil- 
nahme an deren Geschäften im Volke hervorriefen, so ist doch 
der Character des Verhältnisses von Regierung und Ständen im 
Allgemeinen der der Ruhe und der Uebereinstimmung im Grund- 
satze; die Theilnahme der Bürger an den Staatsangelegenheiten 
aber war nur massig und zeugte mehr von Neugierde als von 
tieferem Antheile. Eine fortlaufende Erzählung der einzelnen 
kleinen Vorfälle, der Bemühungen um diesen oder jenen Etatssatz, 
die eine oder die andere Bestimmung in einem Gesetze, oder des 
Schicksales eines Antrages würde bei diesem gänzlichen Mangel an 
innerer und äusserer Lebendigkeit und an allgemeiner Bedeutung 
oder auch nur Bewegung wenig Befriedigung und Belehrung 
geben. Es dürfte also gerathener seyn und zu einer richtigeren 
Einsicht in den Zustand jener Zeit verhelfen, wenn eine so zu 
sagen statistische Darstellung des Verhaltens der einzelnen Ele- 
mente des constitutionellen Systems in Folgendem versucht wird. 
Anders ist ein See, anders ein durch das Gebürge brechender 
Alpstrom zu beschreiben. 

Für die Regierung war eine höchst günstige Lage der 
Dinge eingetreten. Sie war nicht nur von einer bedenklichen 
Bewegung befreit, sondern durch den Sieg sehr befestigt, und 
hatte die Leitung der Ereignisse ganz in der Hand. Es ist be- 
greiflich, wenn schon zu beklagen, dass sie Uzt um so unwan- 
delbarer bei ihrem Systeme beharrte. Von den vier verschie- 
denen ihr gestellten Aufgaben, wie sie oben angedeutet worden 
sind, hatte nur eine einzige unbedingte und augenblickliche 
Dringlichkeit, nämlich die schliessliche Vertheidigung ihrer Or- 
ganisationen. Es war auch würklich die Erledigung dieser 
Streitfrage das erste eifrig betriebene Geschäft nach der Ent- 
scheidung über den Austritt List 's. Obgleich die Regierung 
dabei vielen einzelnen Forderungen der Ständeversammlung nach- 
gab, erreichte sie doch in der Hauptsache ihren Zweck. Das 
System wurde seinem Wesen nach beibehalten, und ein auf dem 
folgenden Landtage (1824) darauf wiederholter letzter Angriff 
war mehr als Ehrenrettung denn ais würklicher ernster Wille 
der Gegner zu betrachten, und wurde auch ohne alle Mühe und 
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Aufsehen abgewiesen. Auch die Geldangelegenheiten wurden 
durch das Budget von 1820 — 23 in einen befriedigenden Zustand 
eingeleitet, und wenn — wie natürlich — sowohl bei diesen 
als bei den folgenden Berathungen des Budgets manche nicht 
eben ganz erwünschte Bemerkung und selbst Forderung fiel, 
auch da und dort Ersparnisse beschlossen wurden, welche gegen 
Ueberzeugung und Verlangen der Regierung waren ; auch na- 
mentlich in Folge der ständischen Forderungen viel und oft in 
den Normen einzelner indirecten Abgabengeselze geändert wer- 
den mussten : so blieb nicht nur das System der Finanzverwaltung 
im Ganzen unangetastet und es wurden immer die nöthigen Mittel 
verwilligt; sondern es waren die Stände selbst zur Billigung 
einiger bedeutender ausserordentlicher Maasregeln, welche grosse 
Kosten veranlassten, zu bewegen. So z. B. zur Einführung eines 
neuen Pfandsystemes, zur regelmässigen Fortsetzung der allge- 
meinen Landesvermessung, zu grösseren Bauten. Ihre Gefällig- 
keit ging hierin so weit, dass sie sich selbst zuweilen bittern 
Tadel zuzogen. Das anfänglich vorhandene Deficit hörte in Folge 
einiger Abgabenerhöhungen, namentlich aber durch die grosse 
Ordnung im Haushalte und durch einige Ersparnisse bald ganz 
auf, und verwandelte sich bald in nicht unbedeutende Ueber- 
schiisse, welche Steuernachlässe und ausserordentliche Schulden- 
tilgung gestatteten. Der Zinsfuss der Staatsschuld konnte um ein 
Procent herabgesetzt werden, alle besonders beschwerenden Bedin- 
gungen wurden abgelöst. Selbst der wunde Fleck aller neueren 
Staatshaushaltung, nämlich der Militäraufwand, führte wohl zu 
einzelnen Ersparnissen und allgemeinen Wünschen ; doch störten 
jene das einmal angenommene und zum Lieblingsgegenstand 
gewordene System nicht in seinem Wesen, und hielten sich diese 
innerhalb sehr bescheidener Gränzen. Die Gerechtigkeit erfor- 
dert allerdings zu sagen, dass innere Gute der Einrichtungen, 
welche an Wohlfeilheit die aller anderen Staaten übertrafen, und 
die allgemein geachtete Persönlichkeit des Kriegsministers (des 
Graven Franquemont, eines tapfern Feldherrn und unge- 
wönlich rechtlichen und biedern Ehrenmannes) gleichviel zu 
diesem für die Regierung so günstigen Zustande beitrugen. — 
Kurz, nichts hinderte die in ihren Rechten unangetastete und 
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mit den nöthigen äusseren Mitteln versehene Regierung ihren 
Aufgaben mit Kraft und Vollständigkeit nachzukommen. 

Allein bedauerlicherweise zeigte sich sowohl in Beziehung 
auf die Ausbildung und Vervollständigung der Verfassung, als 
hinsichtlich der Verbesserung der materiellen Zustände auch 
während des ganzen itzigen fast zehnjährigen Zeitraumes der- 
selbe Mangel an Entschlossenheit und an schneller Thätigkeit, 
welcher gleich beim Eintritte in die constitutionelle Laufbahn 
die Einnehmung der richtigen dominirenden und belebenden 
Stellung versäumen liess. Darüber aber ging nicht nur an sich 
eine kostbare nicht wiederkehrende Zeit verloren, sondern noch 
mehr die günstige äussere Lage aller Verhältnisse, welche das 
Zuständebringen des Guten und Möglichen ohne alle Störung 
durch drängende Partheiforderungen , ohne Verwirrung durch 
schwürige und die Aufmerksamkeit allein anziehende Verhältnisse, 
und ohne Furcht vor einer künstlich oder durch Unvernunft er- 
regten Widersetzlichkeit gegen unbeliebte aber wahrhaft gute 
Einrichtungen erlaubt hätte. Die Nachtheile dieser Zögerung 
waren offenbar und vielfach. Die Hinausschiebung oder doch 
nur spärliche und langsame Ausbildung der Verfassung erregte 
nicht nur bei Vielen den — ungerechten — Argwohn einer 
geheimen Abneigung der Regierung gegen die Verfassung; son- 
dern verminderte bei Allen die Anhänglichkeit an dieselbe (welche 
denn doch die Rechte des Königes ebenfalls sicher stellte), we- 
gen der von ihnen schmerzlich empfundenen Täuschung einer 
baldigen und umfassenden Verbesserung der äusseren Zustände 
unter der neuen Regierungsweise. Der Staat verlor den Zuwachs 
an geistiger oder dinglicher Kraft, welche solche Verbesserungen 
ihm gebracht hätte. Die zur günstigen Zeit aufgeschobene 
Bestimmung häcklichter Verhältnisse wurde in schwürigen Au- 
genblicken unabweisbar , oder es erzeugte dann wenigstens ihr 
Mangel Unannehmlichkeiten, welche gar wohl hätten erspart 
werden können durch eine bereits vorliegende Bestimmung, gleich- 
gültig fast welchen Inhaltes. Man hat wohl alles dieses später 
hinreichend einsehen gelernt, dann aber zu spät. Der auch 
schon gemachte Versuch , die Schuld allein auf die Stände zu 
schieben, ist eine Ungerechtigkeit. Sind allerdings auch diese 

Zeilschr. für Staatsw. 1850. U Heft. 7 
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nur mit Lässigkeit und ohne Plan verfahren, und hätten sie wohl 
daran gethan, ihre Thätigkeit und Kraft auf Hauptpuncte zu sam- 
meln, ihre Würde aber, wenn sie einmal etwas verlangten, mit 
Festigkeit zu wahren, und nicht mit einem fast missachtenden Un- 
terlassen aller Antwort sich zufrieden zu stellen; kurz sind sie 
— wie auch sogleich weiter ausgeführt werden soll — keines- 
wegs schuldlos: so war jeden Falles die Regierung die handelnde 
Kraft und von ihr musste der Anstoss ausgehen. Diess aber ist 
nicht oft und nicht ausreichend genug geschehen. Oder ist es 
allenfalls zu rechtfertigen, dass in diesen ganzen zehn Jahren 
kein Gesetz den Staatsgerichlshof in die Möglichkeit zu handeln 
gesetzt hat; dass die kurzen Sätze über staatsbürgerliche Rechte 
keinerlei Entwicklung erhielten; dass ein Wahlgesetz seit zwanzig 
Jahren vor den Kammern lag, ohne Beendigung und Betreibung; 
dass die Kirchengutsangelegenheit , welche doch durch Warten 
sich nicht erledigte, aber jeden Falles erledigt werden musste, 
unentschieden blieb , in diesem Zustande aber der Regierung 
mehr schadete als mancher offenbare Missgriff von ihrer Seile 
irgend im Stande wäre? Wie will es verlheidigt werden, dass 
in dieser langen Zeit des Friedens und des Geldüberflusses so 
gar wenig geschah zur Verminderung und Auflösung der kost- 
spieligen und zweckwidrigen Natural-Wirthschaft des Staates, zur 
Ausdehnung und Feststellung der Ablösung der Grundlasten? 
War nicht das ganze Kirchen- und Unterrichts-Wesen in Zerfall, 
ohne System, Kraft und Aussicht, und musste in diesem Zustande 
bleiben, oder vielmehr immer tiefer in denselben versinken, 
weil die von der Verfassung selbst angebotene Erlaubniss der 
Wiedererrichtung eines eigenen Cult-Ministeriums nicht benützt 
ward? Gereichte es der Thätigkeit und der Einsicht der Ver- 
waltung zur Ehre, dass trotz vieljährigen Arbeilen (wenigstens 
Ausgaben) die so dringend nöthigen Straf- und Straf-Process- 
Gesetzbücher nicht zu Stande gebracht werden konnten ? — Gegen 
diese Unterlassungsünde fallen die verhältnissmässig wenigen 
und zum Theile nicht einmal tadelfreien Anordnungen, welche 
in der langen Zeit denn doch natürlich erfolgen mussten, nicht 
so schwer ins Gewicht , dass jene darüber vergessen oder ver- 
geben werden dürften; so die Dienstpragmatik, ein Gesetz über 
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die Einrichtung des ständischen Ausschusses, das Judengesetz; 
oder die Gewerbe-Ordnung und das Bürger-Gesetz, das neue 
Hypotheken-System, einige unbedeutende Anfänge von Ablösungs- 
Ordnungen. Allerdings ist hierunter vieles Dankenswerthe : allein 
es hätte noch weit mehr und theilweise noch Kräftigeres ge- 
schehen können, und also sollen, und nimmermehr konnten auch 
die besten Verwaltungs-Gesetze den Mangel einer Vollziehung 
und Ausbildung der Verfassung ersetzen. 

Nicht zur Entschuldigung und Beseitigung dieser Fehler kann 
es natürlich dienen, dass auch die Stände in dieser Zeit matten 
Zuwartens Fehler begingen. Im Gegentheile wurden ja die Miss- 
stände dadurch nur verdoppelt. Manchfach und bedeutend sind 
aber in der That die den Ständen mit Recht zu machenden Vor- 
würfe. Von den ihnen offenbar obliegenden drei Hauptaufgaben, 
nämlich der Ueberwachung des Staatshaushaltes, der Befestigung 
der Verfassung, und der Förderung des materiellen Landeswohles, 
haben sie mit Eifer und vollständig nur die erste gelöst. Während 
sie nämlich auf der einen Seite die nöthigen und nützlichen 
Staatsausgaben bewilligten (und hierüber kann nur wühlerischer 
Wahnsinn oder Beschränktheit sie tadeln) , wurden alle Staats- 
einrichtungen genau hinsichtlich ihrer finanziellen Bedeutung er- 
örtert, und überall, wo eine Ersparniss möglich zu seyn schien, 
dieselbe verlangt. Wenn die Gesammtsumme dieser Ersparnisse 
nicht eben sehr auffallend ist, so muss daran erinnert werden, 
dass in Württemberg seit der Regierung Königs Wilhelm's von 
jenen schreienden Missbräuchen, empörenden Sinecuren, Betrü- 
gereien u. s. w., welche wohl andere Staaten verunehren, gar 
keine Rede mehr war. Wo aber geringe Missbräuche sind, kann 
man sich kein Verdienst durch Wegräumung bedeutender er- 
werben. Der einzige bedeutendere Vorwurf, welchen man den 
Ständen hinsichtlich der Ausübung des Steuerverwilligungsrechtes 
machen kann, ist der, dass sie der kostspieligen und vielfach 
das Volkswohl vernachtheiligenden Natural-Wirthschaft des 
Staates nicht eifriger zu Leibe gegangen sind. Hieran trug aber 
wohl theils Mangel an Einsicht, welche eine lästige Verwaltungs- 
masse für ehrenhaften Wohlstand hielt, theils die Scheu vor 

der Unternehmung eines Riesenwerkes die Schuld. — Wie wenig 

7 * 
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dagegen in den beiden andern oben angegebenen Beziehungen 
die Gerechtigkeit des Tadels in Abrede gezogen werden kann, 
beweist am Besten das Ergebniss. Wollte man zu ihrer Recht- 
fertigung sagen, dass L ist's Beispiel von einer regen Thätig- 
keit habe abschrecken können , und dass überhaupt die Stellung 
der Stände eine abwartende sey, da sie nicht einmal das Recht 
des Gesetzantrages nach der württembergischen Verfassung be- 
sitzen: so würde sich wohl mit Recht darauf Manches erwidern 
lassen. Eben weil die Ständeversammlung der Regierung viel- 
fache Beweise ihrer Mässigung und ihrer Achtung vor deren 
verfassungsmässigen Rechten gab , und weil auch die zweite 
Ständeversammlung (1826 — 1830) in ihrer noch grösseren 
Mehrzahl ganz unzweifelhaft zu derselben Ucberzeugung sich 
bekannte und ihr gemäss handelte: war sie in einer sehr gün- 
stigen Stellung gegenüber von der Regierung. Abgesehen von 
Dank, auf den vielleicht in öffentlichen Angelegenheiten wenig 
zu zählen ist, konnten von ihr ausgehende Vorschläge und Forde- 
rungen weder hinsichtlich ihrer Richtung Misstrauen noch per- 
sönliche Abneigung erwecken. Die abwartende Stellung der 
Stände aber konnte sie nicht hindern an die Regierung bestimmte 
und gehörig entwickelte Bitten zu richten und auf deren Er- 
füllung mit ihrem ganzen sittlichen sowohl als materiellen Ein- 
flüsse zu dringen. Nein; der Fehler lag in dem Mangel an 
Kraft, und bei Manchen auch in der Scheu vor persönlicher, 
wenn schon vielleicht nur vorübergehender, Ungunst ; namentlich 
aber auch in dem Mangel an Klugheit und Würde hinsichtlich 
der Anträge der Einzelnen und der Beschlüsse und Anträge der 
Versammlung selbst. Während Nachdenken oder wenigstens 
Nachahmung des von grossen und lang erfahrenen Parlia- 
menten gegebenen Beispieles darauf hätte führen sollen, auf 
jedem Landtage nur einige wenige wichtige Anträge auf Ausbildung 
der Verfassung oder über Gegenstände des unmittelbaren Volks- 
wohles zu machen, diese aber mit Eifer und Gründlichkeit zu be- 
rathen, die Beschlüsse mit Kraft an die Regierung zu bringen und 
von dieser eine baldige und entscheidende Antwort zu verlangen, 
nöthigenfalles zu erzwingen: wurde jedesmal eine ganze Fluth 
von Anträgen aller Art gemacht, bedeutende und fast kindische 
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durcheinander; ein einziges Mitglied machte oft deren zu Dutzen- 
den, ohne sich vielleicht auch nur die Mühe einer näheren Ausfüh- 
rung und Begründung zu geben ; nicht einmal Berichterstattung und 
Berathung in der Kammer konnte bei allen erfolgen, noch weit 
weniger eine ernstliche Berathung von Seiten der Regierung. 
Daher antwortete denn auch letztere in der Rege! gar nicht, 
oder nach Monaten mit zwei Worten; und die Versammlung, 
beinahe froh über dieses Stillschweigen , gewöhnte sich nach 
und nach daran gar kein Ergebniss ihrer Beschlüsse zu sehen 
und überhaupt Alles ohne Nachdruck zu betreiben. Fünfzigmal 
weniger Antrage und Beschlüsse hätten fünfzigmal mehr Wir- 
kungen haben können. 

Was den Character und die Thätigkeit der einzelnen 
Kammern betrifft , so bietet die Kammer der Standes- 
herren nur zu wenigen Bemerkungen Stoff. Nicht nur nahm 
die Mehrheit derselben an dem Leben ihres Vaterlandes so ge- 
ringen Antheil, dass während des Restes des Landtages von 
1820/21 und während des ganzen ausserordentlichen Landtages 
von 1828 die Kammer sich gar nicht constituiren konnte (ob- 
gleich schon die Hälfte der Stimmen , übertragene mit einge- 
schlossen, also schon ein Viertheil der Mitglieder eine gesetzliche 
Kammer bildete); sondern auch versammelt nahm das Oberhaus 
nur selten einen entschiedenen und auffallenden Antheil an den 
Geschäften. Am deutlichsten noch trat ein sehr gesteigertes und 
bitter gereiztes Selbstgefühl hervor, das sich gegenüber von der 
Kammer der Abgeordneten in eifersüchtiger Bewahrung des 
Ceremoniells , wohl selbst in kleinen Anwandlungen von Hoch- 
muth; gegenüber vom Volke in einer fast verächtlichen Be- 
schränkung der Mittheilungen über die vorgenommenen Geschäfte, 
zugleich aber in grosser Empfindlichkeit bei etwa vorgefallenen 
Kritiken; gegenüber von der Regierung endlich theils in bitteren 
Bemerkungen gegen deren Beamte im Allgemeinen, unter welchen 
zu stehen den ehemaligen Reichsunmittelbaren schwer genug war, 
theils in dem zähesten Festhalten an Allem , was auch nur den 
Schein eines hergebrachten Rechtes hatte, äusserte. In letzterer 
Beziehung bildete sich nicht selten eine hartnäckiger und sieg- 
reicher Widerspruch gegen Regierungs-Maassregeln ; und wenn 
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derselbe auch in so ferne nichts beunruhigendes hatte , als er 
an den Grundlagen der Staatsgewalt nicht rüttelte, so hatte er 
doch auch sehr beschwerliche Seilen und Folgen. Er hinderte 
namentlich die Regierung einzelne Schritte zur materiellen Ver- 
besserung zu thun , welche derselben die öffentliche Meinung 
gewonnen haben würden. Aus dieser Stimmung lässt es sich 
dann auch erklären, wie es möglich war, dass die lebenslänglich 
ernannten Mitglieder der Kammer, lauter hohe Beamte und 
Generale, die Stellung einer vergleichungsweise freisinnigen 
Parthei einnahmen, und dass der eine und der andere Staatsmann, 
welchem sonst vielleicht der Ruf eines eifrigen Anhängers und 
Förderers der Regierungsgewalt zufiel, von seinen „ erlauchten" 
Cöllegen als eine Verkörperung demokratischer Grundsätze be- 
trachtet ward. — Es wäre ungerecht zu behaupten, dass in dem 
itzt besprochenen Zeitabschnitte von der Kammer der Standes- 
herren gar keine zweckmässigen Vorschläge und Aenderungen 
bei Regierungs-Anträgen ausgegangen, oder dass die Protocolle 
derselben von wichtigen Actenstücken ganz entblöst seyen : allein 
die Wahrheit gebietet zuzugestehen, dass solche Spuren nütz- 
licher Thätigkeit nicht sehr zahlreich sind. Nur allzuhäufig be- 
ruhigte sich die hohe Kammer kurzweg bei den Gedanken und 
den Arbeiten der Gemeinen, auch wo Verbesserungen sehr gut 
angebracht gewesen wären. 

Einen belebteren Anblick bot allerdings die Kammer der 
Abgeordneten dar, wenn sie schon während dieses Ab- 
schnittes nicht mehr, oder nur selten wenigstens, von der 
Bewegung der ersten Zeit ergriffen wurde, noch weniger die 
stürmische Aufregung späterer Jahre ahnen Hess. Die politische 
Physiognomie, welche die Kammer von 1820 nach der Entschei- 
dung der Krise, und die Kammer von 1826 während ihres 
ganzen Daseyns trug, war völlig dieselbe. Von scharf geson- 
derten Partheien war in beiden keine Rede. Die Forderungen 
der Regierung gingen zwar in der Regel mit grösserer oder 
geringerer Stimmenmehrheit durch, ohne dass aber bestimmte 
Mitglieder eine sichere Regierungsparthei gebildet hätten. Wenn 
schon im Ganzen sich von jedem einzelnen Milgliede bei längerer 
und genauerer Beobachtung angeben Hess, ob er mehr zur 
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Billigung oder zum Widerspruche sich neige, so hing doch die 
Handlungsweise in jedem vorkommenden Falle von der Einzeln- 
ansicht oder einem persönlichen (nicht gemeinschaftlichen) Zwecke 
ab. Während beider Landtagsperioden waren bei weitem die 
meisten der kenntniss- und geistreicheren Mitglieder Beamte. 
Diese mochten zwar wohl gegen einzelne Begierungsmaasregeln, 
namentlich aus einem ihnen fremden Ministerium, sich erheben, 
Ersparnisse verlangen u. s. w. ; allein von einem systematischen 
und bittern Widerspruch waren sie natürlich weit entfernt. Eben 
so sassen in beiden Versammlungen Männer, welche nicht zu den 
Freunden des bestehenden Systems zu zählen waren; allein es 
befanden sich unter ihnen, namentlich als nach der List 'sehen 
Sache einige erklärte Widerspruchsmänner nach und nach aus 
der ihnen nicht weiter zusagenden Versammlung ausgetreten 
waren, keine Volksredner von grosser Kraft, beherrschendem 
Geiste oder schlauer Gewandtheit des Parlheihauples. Es erhebt 
sich nichts über Advocaten-Geist und -Art, über das Missver- 
gnügen eines ehemaligen Beichsritters , welchem die Begierung 
zu freisinnig ist, oder über das Schmollen eines in seiner Unan- 
tastbarkeit sicheren Gerichtsbeamten. Am meisten noch näherten 
sich einer geschlossenen Parthei die Katholiken, lauter Neu- 
württemberger , welche seit der Uebernahme der alten Landes- 
schulden auf den Staat ganz mit der Begierung ausgesöhnt waren 
und in der Begel daher dieselbe unterstützten. Nicht ohne Auf- 
sicht auf die Ordnung dieses Theiles der Versammlung war der 
Einfluss geistlicher Mitglieder. Auffallend war in der ganzen 
Zeit der Ton der Gemüthlichkeit und jener Anstand, welchen 
Leidenschaftlosigkeit mit sich führt; offenbare Förderungsmiltel 
der Geschäfte und des Guten, wenn auch nicht gerade der 
spannenden Theilnahme. Bis zu allgemeiner Aufregung wurde 
sowohl die Versammlung" als das Volk in der ganzen langen 
Zeit nur zweimal gesteigert; einmal im Jahre 1828 bei der 
Debatte über den Gesetzesentwurf, welcher den Israeliten einen 
Theil der staatsbürgerlichen Bechte zu verleihen beabsichtigte, 
aber mit sehr vieler Ungunst aufgenommen wurde; das zweite- 
mal aber im Jahre 1830, als die der Universität Tübingen im 
Jahre zuvor gegebene neue Geschäfts-Einrichtung, welche einen 
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beständigen Vorstand anstatt der wechselnden Rectoren bestellte, 
als ungesetzlich und verderblich Anfechtung fand. Viel geringere 
Theilnahme fand schon die, der Wichtigkeit nach unendlich be- 
deutendere, Berathung über jene Bestimmung der Verfassungs- 
urkunde, welche die Wiederherstellung einer abgesonderten 
Verwaltung des Gutes der protestantischen Kirche anordnet, und 
deren Erfüllung, als kaum möglich, umgangen werden sollte. 
Nur Wenigen war in der unkirchlichen Zeit an der Sache selbst 
gelegen; die meisten Streiter für die wahre Vollziehung des 
Gesetzes wurden nur durch ihre Achtung vor dem einmal 
geschriebenen Satze der Verfassung bewogen. Am achtungs- 
werthesten erscheinen beide Versammlungen in ihren Commis- 
sionsarbeiten. Es sind unter diesen Berichten nicht nur sehr 
fleissige Zusammenstellungen , sondern auch manche Aufsätze, 
welche der Staatsmann mit Vergnügen und Nutzen in Beziehung 
auf die darin entwickelten Ansichten und Erfahrungen benützt. 
Weniger vorteilhaft erschienen die Versammlungen in der münd- 
lichen Berathung. Es waren der ausgezeichneten Redner gar 
wenige, wogegen sich so Viele berufen fanden, ihre Meinung 
mitzutheilen , welche bei richtigerer und bescheidenerer Selbst- 
erkenntniss sich auf blose Abstimmung beschränkt hätten. Be- 
zeichnend endlich ist die grosse Schüchternheit, mit welcher die 
Verhältnisse zum Auslande, namentlich zum deutschen Bunde, 
behandelt und das Verfahren der Regierung in diesen Beziehungen 
beurtheilt wurde. Wenn es der nun wohlfeilen Tapferkeit gegen 
den Bund in dem letzten Jahre zu viel war, geschah in dieser 
Zeit zu wenig Unternehmen. 

Das Volk nahm während der hier besprochenen zehn Jahre 
im Ganzen einen nur massigen Antheil an den Verhandlungen 
seiner Vertreter, und schien eben keinen grossen Werth auf die 
schnelle und folgerichtige Entwicklung seiner verfassungsmässigen 
staatsbürgerlichen Rechte zu legen. Schreiende Missbräuche bei 
der Regierung bestanden nicht ; von persönlichen Misshandlungen 
war keine Rede; die Verfassung bestand erst kurz und war noch 
bei Wenigen ganz in Geist und Blut übergegangen, zur bewusst- 
losen Gedankengewohnheit geworden : viele und bedeutende nütz- 
liche Folgen Hessen sich bei der gleich grossen Verzögerlichkeit 
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der Regierung und der Stände eben nicht verspüren : was Wunder, 
dass die anfänglich allerdings vorhandene, zum Theile freilich 
auch ziemlich äusserliche, Begeisterung sich nach und nach ver- 
minderte. Die beiden einzigen tiefergehenden oder wenigstens 
lebhafteren staatlichen Neigungen, welche Theile der Bevölkerung 
in Anspruch nahmen, nämlich die von allen deutschen Zeitblättern 
genährte und dadurch allmählig zur andern Natur gewordene 
Anhänglichkeit an die französische Widerspruchsparthei , sodann 
die unter der studirenden Jugend tief eingewurzelten burschen- 
schaftlichen Ansichten und Plane, bezogen sich unmittelbar 
nicht auf Württemberg, und konnten nur vorbereitenden Einfluss 
auf dessen Angelegenheiten ausüben. So gewiss die späteren 
Ereignisse durch diese beiden Ursachen hervorgerufen und bedingt 
sind , so wenig konnten sie itzt , ohne äussere Veranlassung und 
bei allgemeiner tiefer Ruhe in Europa, sich äussern oder auch 
nur zur deutlichen Anschauung kommen. Die Apathie ging in 
einzelnen neuwürttembergischen Landestheilen selbst so weit, 
dass Abordnungen von Oberämtern baten, kein Mitglied zur 
Ständeversammlung mehr wählen zu dürfen, dagegen in ihrer 
Steuer um die Summe der Tag- und Reise-Gelder, welche ihr 
Gewählter gekostet hätte, erleichtert zu werden. In andern Ge- 
genden wollten Wahlmänner den König selbst zum Abgeordneten 
wählen , einen eben so grossen Beweis persönlichen Vertrauens 
zu ihrem Fürsten als des tiefsten Standes constitutioneller Bildung 
gebend. Doch wäre es unrichtig, diese einzelnen Erscheinungen, 
wenn sie schon für Minderheiten bezeichnend sind, als den Aus- 
druck der allgemeinen Stimmung und Ansicht zu nehmen. Die 
weit grössere Hälfte der Bürger wusste denn doch einen rich- 
tigeren Maasstab an die neuen Rechte anzulegen. Uebrigens 
zeigten auch bei den politisch Gebildetem und Lebendigem die 
Wahlen, — ein untrüglicher Barometer des öffentlichen Zustandes 
in einem constitutionellen Staate und in lebhaft bewegten Zeiten 
und Völkern eine verhängnissvolle Crisis, — während der ganzen 
Zeit einen sehr ruhigen Stand der öffentlichen Verhältnisse, und 
somit auch der Gemüther. Sie wurden fast nie sehr bestritten 
und lebendig besprochen, und in der Regel waren es amtliche 
und örtliche Verhältnisse und Einflüsse, welche ruhig den Erfolg 
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bestimmten. — Sollte es scheinen, als ob diese Thatsaclien im 
Widerspruche stehen mit der oben behaupteten Begeisterung bei 
Gründung der Verfassung, und mit der allgemeinen Theilnahme, 
welche dem Verfassungsslreite zu Theil wurde: so ist an die 
häufig gemachte Erfahrung zu erinnern, dass der allgemeine 
Gedanke eines gewissen staatlichen Zustandes mit lebhaftem An- 
theile selbst von der Menge aufgefasst wird, sey es in einem 
dunkeln Gefühle der Notwendigkeit, sey es in Folge vielfacher 
künstlicher Aufforderung, ohne dass nach glücklicher Erreichung 
des Wunsehes eben eine grosse Fähigkeit und ein Bedürfniss 
zur richtigen und ununterbrochenen Handhabung der neuen Ein- 
richtungen vorhanden wäre. Nur der gebildetste Theil des Volkes 
weiss sich in den neuen Grundsätzen und Formen zu bewegen, 
und fühlt etwa Lücken und Folgewidrigkeiten; die grosse Masse 
wird nur nach und nach sich hineinleben, und somit auch nur 
allmählig grösseren Antheil an dem Begriffenen nehmen; es 
müsste denn seyn, dass ein bestimmter Fall die praclischen 
Folgen in's Gedächtniss und in die Anwendung riefe. 



Dritter Abschnitt. 
Die Aufregung nach der französischen Juli-Umwälzung. 

Aus diesem ruhigen, freilich aber auch matten, Zustande 
wurde Württemberg mit ganz Europa durch die im Juli 1830 
in Frankreich mit Blitzesschnelle ausgebrochene und vollendete 
Staatsumwälzung gerissen. Wenn schon bei der Vertreibung des 
älteren Zweiges der Bourbonen keineswegs betheiligt, wurde es 
doch ebenfalls von den hoch gehenden Wogen der allgemeinen 
staatlichen Bewegung ergriffen. Es traten ganz neue Erschei- 
nungen ein, deren Möglichkeit kaum Jemand geahnt hatte; und 
eine Zeit lang schien das Bestehende sehr gefährdet zu seyn. 
Und wenn das schliessliche Ergebniss dem anfänglichen Anscheine 
allerdings nicht entsprach , so war die Abwendung weit weniger 
der eigenen Kraft oder einem vereinzelten Umschwünge der 
Dinge zuzuschreiben, als der, wenigstens auf eine Reihe von 
Jahren gelungenen, Wiederberuhigung des Hauptheerdes der 
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Bewegung. Der Hergang der Begebenheiten in Württemberg 
war aber nachstehender. 

Einem gewaltsamen Ausbruche umwälzerischer Gelüste, wie 
er in so manchem andern Lande alsbald nach den Pariser Juli- 
tagen stattfand, entging Württemberg glücklich. Zwar erweckten 
auch hier in den weitesten Kreisen die Nachrichten von der 
französischen Umwälzung gespannteste Theilnahme und beinahe 
allgemeine Billigung; ebenso der polnische Aufstand. Es be- 
mächtigte sich der Gemüther eine Aufregung und Unruhe, wie 
sie wohl seit den Neunziger Jahren nicht mehr bestanden hatte. 
Dennoch blieb trotz vereinzelter Wühlereien die Menge ruhig. 
In der That war auch von dem, was damals in empörten Staaten 
verlangt wurde, das Meiste in Württemberg bereits, wenigstens 
im Grundsatze, vorhanden ; eine Erbitterung der Partheien bestand 
nicht , konnte man doch mit Becht nicht einmal von irg end aus- 
gebildeten und geschiedenen Partheien reden; über persönliche 
Misshandlungen hatte Niemand zu klagen ; manchfache Verdienste 
der Verwaltung wurden nicht verkannt. Die Begierung aber 
hielt sich sehr stille, entzog sich möglichst der Aufmerksamkeit, 
und schritt nur, wo einzelne Klagen vorlagen, schnell und fast 
ängstlich zur Abhülfe ein. So ging die erste Zeit der Gährung 
und der grössten Gefahr für das Bestehende ruhig vorüber. Und 
als in Frankreich der neue Thron unerwarteten Bestand fand, 
anderwärts die Bewegungen nicht nur nicht weiter schritten, 
sondern in neuen gesetzlichen Zuständen endeten, als selbst der 
Brand in Polen umgränzt und ihm dadurch seine Hauptbedeutung 
entzogen ward, da konnte überhaupt täglich weniger von einem 
gewaltsamen Angriffe die Bede seyn. 

Allein damit war freilich nicht gesagt, dass die ungeheure 
Weltzuckung ohne bedeutende Folgen für Württemberg vorüber- 
gehen würde. Sie entwickelte sich nicht plötzlich und nicht 
gewallthätig , allein desto tiefer und nachhaltiger. Forderungen 
von staatlichen Verbesserungen machten sich in Menge und mit 
überraschender Heftigkeit geltend, und die gesetzlichen Mittel zu 
ihrer Verwürklichung wurden mit Macht und Gewandtheit ergriffen. 

Da die französische Umwälzung zum Theile durch einen 
Angriff auf die Pressfreiheit hervorgerufen worden war, so ist 
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es sehr begreiflich, dass eine Klage über die Verkümmerung der 
durch das Gesetz von 18i7 eingeführten und dann auch von der 
Verfassung bestätigten Pressfreiheit alsbald auch in Württemberg 
erscholl und allgemeine Theilnahme fand. Es war anfanglich der 
einzige bestimmt bezeichnete Vorwurf, welchen man der Regie- 
rung machte. Nach und nach gesellten sich aber auch andere 
begründete und unbegründete Beschwerden dazu. Man klagte 
über grosse Abgaben und verlangte bedeutende Ersparnisse. Die 
Grundlastcn, welche allerdings in manchen Gegenden, besonders 
in dem Gebiete der Standesherren, den Landmann hart drückten, 
und welche zu erleichtern die Regierung zwar theilweise den 
Willen nicht aber die Kraft gezeigt hatte, wurden der Gegen- 
stand der bittersten Beschwerden. In einzelnen standesherrlichen 
Bezirken war überdiess unerträglicher Wildschaden. Eine neue 
Gewerbeordnung (von 1828), so wenig sie den Grundsatz der 
Gewerbefreiheit folgerichtig durchführte, war der Gegenstand des 
Hasses der Handwerker; das Bürgergesetz, nach welchem sich 
fast Jeder jeder beliebigen Gemeinde aufdrängen konnte, mit 
noch grösserem Rechte Veranlassung zu allgemeinen Klagen der 
Städter; so dass gerade die von der Regierung gemachten 
schüchternen Schritte zur Erweiterung der Freiheit ihr itzt in 
dieser Zeit der Freiheitsaufregung zum Verbrechen gerechnet 
wurden. Ein grosser Theil der protestantischen Geistlichkeit 
zürnte der Regierung wegen der, allerdings formlos genug 
geltend gemachten, Absicht, die Bestimmungen der Verfassung 
über Herausgabe des grossen Kirchengutes zu umgehen. — 
Nimmt man zu allem diesem noch die in jener Zeit durch ganz 
Europa schreitende fast willenlose Neigung zu Aenderungen 
im Zustande der Dinge ; die Triumphreden der Partheien, welche 
Siege errungen hatten, und zwar zum Theile so leichte und 
unbestrittene; die Hoffnung Derjenigen, welche bei einer 
Aenderung zu gewinnen hofften; den verbrecherischen Leichtsinn 
Solcher, welche von einem politischen Brandstiftungs-Wahnsinne 
besessen gerne das Staatsgebäude mit ihren Lichtstümpfchen 
angezündet hätten, nur um zu sehen, wie die Flamme sich aus- 
nehme; endlich die Erinnerungen an die burschenschaftlichen 
Staatsmuster, welche in den Köpfen des jungem Geschlechtes 
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der gebildeten Stände auftauchten: so wird man zugeben, dass 
es auch in Württemberg an Ursachen zu Aufregung, an Stoff zu 
Forderungen an die Regierung nicht fehlte. 

Die Mittel aber, durch welche die Anhanger der Bewegung 
ihre Plane durchzusetzen versuchten , waren die Presse und Ein- 
würkung auf die Wahlen der Abgeordneten. 

Mit Einem Schlage erhob sich eine allgemeine und stürmische 
Thätigkeit der Presse. Zwar bestand auch in Württemberg die 
vom Bunde angeordnete Censur: allein die Regierung war viel 
zu sehr eingeschüchtert, als dass sie deren Anwendung gewagt 
hätte. Der Ton der Zeitungen war bald sehr bitter; und nament- 
lich entstanden viele kleinere Volksblätter, welche sich aus- 
schliessend oder doch vorzugsweise mit inländischen Angelegen- 
heiten beschäftigten, und täglich Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft in regierungsfeindlichem Geiste und mit Berechnung 
auf die Fassungskraft der Menge besprachen, mit einer bisher 
in Württemberg unerhörten Heftigkeit hochstehende Personen an- 
griffen, und eine durchgreifende Aenderung des ganzen Systemes 
verlangten. Gegen diese Ansichten und Forderungen erhob sich 
aber nirgends eine öffentliche Stimme, welche auf richtiges Maass 
verwiesen , Unrichtiges widerlegt , auch andere Seiten der Dinge 
geltend gemacht hätte. Ein Regierungs-Organ bestand gar nicht, 
und die gemässigte Mittelparlhei verstummte, wie in Deutschland 
gewöhnlich, in unrühmlichem Schweigen. Alles erschien somit 
als richtig, Alle als übereinstimmend. 

Von noch unmittelbarerer Würkung waren natürlich die Be- 
mühungen in der Ständeversammlung einen Sieg für die Parthei 
der Bewegung zu erlangen Es war ein höchst günstiger Um- 
stand für diese letztere, dass die sechsjährige Wahlperiode der 
Abgeordneten zu Ende ging. Die bisherige Kammer wäre in 
ihrer grossen Mehrheit den itzt geltend gemachten Forderungen 
abhold gewesen; von den Standesherren verstand es sich von 
selbst: es wäre somit nur ein voraussichtlich nutzloser Sturm 
auf die von der gesetzlichen Volksvertretung unterstützte Re- 
gierung mittelst schriftlicher Eingaben übrig geblieben. Die 
neuen Wahlen dagegen boten die Möglichkeit der Gewinnung 
einer, weil gesetzlichen, um so festeren Stellung dar, und es 
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wurde daher auch mit allen Mitteln auf das Ergebniss derselben 
eingewürkt. Die liberale Parthei war ausserordentlich thätig; es 
ging ein ganz neuer Geist durch das Land. Ueberall entstanden 
Gesellschaften und Ausschüsse zur Besprechung und Leitung der 
Wahlen; es wurden Bürgerversammlungen veranstaltet; die Be- 
werber reisten umher ; Zeitungen und Flugschriften setzten täglich 
die Nothwendigkeit durchgehender Verbesserungen und somit 
der ausschliessenden Wahl entschiedener Anhänger der neuen 
Ideen auseinander; namentlich suchte man die neuwürttember- 
gischen Katholiken, bisher feste Anhänger der Begierung, 
dieser abwendig zu machen durch Schilderungen eines ungebür- 
lichen gegen deren Kirche geübten Druckes. Die bisherigen 
Ständemitglieder wurden mit Hohn und Tadel überschüttet, die 
Begünstigten der Parthei als die einzig möglichen Better aus 
Noth und Schmach gepriesen. Je ungewohnter man in Würt- 
temberg solcher Wahlbearbeitungen war, je erhebender das Gefühl 
der grossem Freiheit, desto mehr Erfolg versprachen natürlich 
diese Mittel. Und als nun endlich unter den Durchzügen der 
flüchtigen Polen die auf solche Weise vorbereiteten Wahlen vor- 
genommen wurden, konnte man sicher nicht darüber erstaunen, 
dass viele Ernennungen in einem dem Begierungs-Systeme 
durchaus feindlichen Geiste erfolgten, sondern in der That nur 
darüber, dass nicht alle so waren. Der Landmann war noch 
nicht hinreichend von den neuen Bichtungen ergriffen, durch die 
Bearbeitungen noch nicht tief bewegt worden; aber da, wo 
grössere Städte den Ausschlag gaben, fielen die Wahlen fast 
durchgängig im Sinne des entschiedensten Widerspruches aus. 
Wie überall in Deutschland, so war auch in Württemberg der 
Stadtbürger den Ereignissen und Bichtungen der jüngsten Zeit 
sehr zugänglich gewesen. Es bildete sich damals das liberale 
Bürgerthum , welches fortan — wie anderwärts — an Bedeutung 
wuchs, bis es in dem Augenblicke den Sieg davon trug und in 
die Begierung trat, als sich ein neuer furchtbarer Feind auch 
seiner gesellschaftlichen Bevorzugung erhob. Die Opposition 
erhielt die Ernennung von Uhland, Pfizer, Menzel, 
Börne r u. s. w. Grosses Aufsehen von sehr verschiedenen 
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Ansichten und Hoffnungen sehr entgegengesetzter Art erregte die 
Wahl Wangenheim's. 

Die Regierung hatte sich der gegen sie gerichteten Angriffe 
nur wenig zu erwehren gewusst. Es ist bereits erwähnt worden, 
dass sie nicht einmal ein öffentliches Blatt zu ihrer Verfügung 
und Vertheidigung halte; sie wusste die einzig mögliche Waffe 
gegen die Presse, nämlich die Presse selbst, durchaus nicht zu 
gebrauchen. Und eben so wenig gelangen ihr die Versuche, 
den Wahlumtrieben ihrer Gegner entgegenzuwirken. Allgemeine 
Ermahnungen nützten natürlich nichts; ihre Beamten aber waren 
theils eingeschüchtert, theils in der Meinung der Menge herab- 
gewürdigt , theils endlich auch der Bewegung selbst nicht abhold. 
Die, allerdings anfänglich gehandhabte, möglichst lange Ver- 
zögerung der Kammereinberufung war bestens nur ein vorüber- 
gehendes Mittel. Nothwendig musste sich also die Regierung 
entschliessen, in der neuen Gestallung der Dinge, wie sie eben 
seyn mochte, ihre Stellung zu nehmen. 

Offenbar hatte sie nur zwei Wege. Entweder konnte sie 
selbst in den verlangten Aenderungen und materiellen Verbes- 
serungen keck und weit vorangehen, gleich bei der Eröffnung 
der Versammlung eindruckmachende Vorschläge vorlegen, da- 
durch aber den Angriffen Ziel und Kraft nehmen , die Gemässigten 
unter den Gegnern gewinnen, und so vereint mit ihnen übermässige 
Forderungen zurückweisen. Oder aber sie konnte sich auf ihr Veto, 
auf die ohne Zweifel mit ihr gehenden Standesherren und, nöthigen 
Falles, auf die Hülfe des Bundes sich stützend, den bisherigen 
Weg einer materiell möglichst guten Verwaltung aber langsamen 
staatlichen Entwicklung fest einhalten und Alles ihr nicht Genehme 
ohne Weiteres verwerfen , auf die Gefahr hin zum offenen Bruche 
mit der zweiten Kammer und deren Anhängern zu kommen. 

Der erste dieser Wege war im Augenblick der leichtere 
und angenehmere; allein es mochte allerdings zweifelhaft seyn, 
ob man sich nicht dabei auf eine geneigte Ebene stelle, auf 
welcher rechtzeitiges Anhalten schwer würde , und ob nicht 
Nachgeben anstatt Befriedigung und Dank nur immer gesteigerte 
Ansprüche und schliesslich Schmähung der Staatsgewalt zur Folge 
habe. Zu dem andern Wege war Muth und Zähigkeit erforderlich; 
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der Ausgang war zweifelhaft; und jeden Falles war zu furchten, 
dass der Widerstand tief einfressende Erbitterung verursachen, 
diese aber früher oder später Unheil erzeugen werde. 

Die Regierung wählte den letztern Weg und hielt ihn mit 
strenger Folgerichtigkeit fest. Der Erfolg hat gezeigt , dass das 
System durchführbar war ; allein sollte er nicht auch itzt bewei- 
sen , dass die zu befürchtenden Nachtheile keineswegs blose Hirn- 
gespinnste waren? 

Unter den bewandten Umständen konnte der Ausbruch des 
Kampfes nicht lange auf sich warten lassen. Auf der einen 
Seite standen die Regierung und die Kammer der Standesherren ; 
auf der andern ein bedeutender Theil der zweiten Kammer. 

Ungewöhnlich zahlreich war die Kammer der Standes- 
herren versammelt. Ihren wesentlichsten Eigenschaften nach 
dem demokratischen Geiste abgeneigt schloss sie sich einstimmig 
enge an die Regierung an und billigte — bei Berathung des 
Rechenschafts - Berichtes des Ausschusses — unumwunden alle 
Maassregeln , welche in den letzten Monaten zur Bekämpfung der 
gemeinschaftlichen Gegner getroffen worden waren. Die Ab- 
neigung gegen dieselben Hess sie oft bis zu Grundsätzen gehen, 
in welchen sich der Geist eines constitutionellen Staates wenig 
abspiegelte. Ob diese Einigkeit bei längerer Dauer des Land- 
tages eine bleibende gewesen wäre, steht freilich dahin, indem 
einige von der Regierung eingebrachte Ablösungs - Gesetze von 
den Mediatisirten mit lautem Widerwillen aufgenommen und als 
eine feige Nachgiebigkeit gegen den revolutionären Zeilgeist er- 
klärt wurden. — Die Beschäftigungen der Kammer bestanden in 
der Berathung einiger minder bedeutender Gesetzesentwürfe und 
des Rechenschaftsberichtes. Mit der zweiten Kammer fand kaum 
eine Berührung statt. 

Höchst verschieden hievon war die Kammer der Ab- 
geordneten. Die Zahl der entschiedenen Oppositionsmitglieder 
belief sich, obgleich geringer als die vorhergehenden Er- 
scheinungen vermuthen lassen konnten, auf ein volles Drittheil. 
Sie war — zum erstenmale bot eine württembergische Kammer 
diese Erscheinung dar — streng und systematisch geordnet, 
bildete auch ausser den Sitzungen einen geschlossenen Club. 
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Nicht ganz so stark war die Zahl Derjenigen, welche mit eben 
so grosser Bestimmtheit dem Systeme der Bewegung widerstreb- 
ten , und sich somit an die gleiches Interesse habende Regierung 
anschlössen. Mehr die Erinnerungen der bisherigen politischen 
Unschuldszeit festhaltend als durch neue Angriffe auch zu neuen 
Mitteln veranlasst, hatten sie sich aber keineswegs so fest und 
systematisch verbunden wie ihre Gegner, und waren ihnen daher 
weit nicht gewachsen. Das letzte zwischen beiden stehende 
Drittheil, welches somit den Ausschlag zu geben bestimmt war, 
bestand aus Männern , welche sich durch Bekennen zu einer ent- 
schiedenen Meinung blos zu stellen vermieden, oder solchen, 
welche in der Beurtheilung politischer Zustände so unklar waren, 
dass sie nicht einsahen, es handle sich itzt vor Allem von der 
Entscheidung darüber, ob das Bestehende in seinem Grundsatze 
aufrecht zu erhalten, oder ob mit der Bewegüngs-Parthei eine 
Reihe von wesentlichen Aenderungen mit. unbestimmtem, wenig- 
stens nicht ausgesprochenem, Ziele eröffnet werden wolle, und 
die also nicht nach einem Grundgedanken sondern nach der An- 
sicht und Laune im einzelnen Falle zu handeln im Sinne hatten. 
Diese Unentschiedenen spalteten sich übrigens wieder in zwei 
Fractionen, von denen die eine mehr Neigung für die Wider- 
spruchsparthei , die andere zahlreichere mehr für die Regierung 
hatte. 

Die erste Schlacht , welche geschlagen wurde , war die Ent- 
scheidung über die beanstandete Anerkennung einiger Wahlen. 
Und zwar waren es einen Theils vier der Bewegungsparthei an- 
gehörige junge Advocaten, welche früher wegen politischer 
Vergehen zu einer, die Landstandschaftsfähigkeit raubenden, pein- 
lichen Strafe verurtheilt, allein später vom Könige völlig begnadigt 
worden waren, und bei denen es sich also fragte, ob die könig- 
liche Gnade auch jene Fähigkeit wieder gegeben habe; andern 
Theiles war im Zweifel , ob Wangenheim, der zur Zeit seiner 
Wahl nicht im Lande gewohnt hatte, wahlfähig gewesen 
se i? _ Die Verfassung konnte verschieden ausgelegt werden; 
das Wort sprach übrigens für die Ungültigkeit der Wahlen. 
Der Kampf war hart und bitter, die Entscheidung lange sehr 
zweifelhaft, der Sieg kaum besser als eine Niederlage. Obgleich 
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sich die Regierung und ebenso der zur vorläufigen Prüfung 
berufene sländische Ausschuss gegen die Zulassung der Gewählten 
erklärten , wurde doch erst nach langer Verhandlung und mit 
kleiner Mehrheit (mit 47 gegen 37 Stimmen) die Wahlunfähigkeit 
der vier Advocaten und (jnit noch geringerer Mehrheit) die 
Ungültigkeit der Wahl des berühmten Staatsmannes ausgesprochen. 
Diese erste Probe zeigte deutlich , wie schwierig die Lage 
der Regierung sei. War nämlich auch durch diese Abstimmungen 
bewiesen, dass die Widerspruchsparlhei nicht unbedingt die 
Stimmenmehrheit habe, so hatte doch sicher auch die Regierung 
keine Ursache den Stand der Dinge als einen günstigen zu 
betrachten. Ihre Mehrheit war nur eine sehr kleine gewesen, 
und konnte sich in jedem Augenblicke durch diesen oder jenen 
Zufall in eine Minderzahl verwandeln. Und es nahm denn auch 
der fernere Gang der Verhandlungen einen für sie nachtheiligen 
Geist und Gang an. 

Der weitere Feldzugsplan der Widerspruchsparthei trat als- 
bald klar hervor. Er ging darauf, unter Zurückstellung der 
materiellen Fragen die Verfassungsausbildung und die allgemeinen 
staatlichen Zustände vorzugsweise zu behandeln. Daher bemühte 
sie sich die Erörterung des von der Regierung gleich in der 
ersten Sitzung übergebenen Rudgets zurückzustellen, um ohne 
Furcht vor Vertagung oder Entlassung die ihr am Herzen liegen- 
den Fragen behandeln zu können; die Anträge über Zurücknahme 
angeblicher Verfassungs- Verletzungen oder über Ausführung der 
Grundsätze der Verfassung, z. B. über Pressfreiheit , Bundes- 
beschlüsse, Volksbewaffnung, Volksversammlungen, Geschwornen- 
gerichte, Kirchensynoden u. s. w. zu häufen; den Ausschuss- 
Rechenschafts - Bericht zu einer strengen Kritik des sämmtlichen 
Regierungssystems zu benützen. Namentlich aber suchte sie die 
wichtigsten Commissionen mit ihren Mitgliedern zu besetzen. Ihre 
Plane gelangen anfänglich wider Erwarten, und brachten so die 
gewaltsame Lösung bald unvermeidlich nahe. Da ihre Gegner den 
gleichstimmig lautenden Wahlzetteln keine auf ähnliche Weise 
verabredeten Abstimmungen entgegenstellen konnten , so hatte 
die Opposition es ganz in der Hand , die Verhandlungen zu leiten. 
Unter diesen Umständen war sogar das Ergebniss der Abstim- 
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mutigen für sie von untergeordneter Bedeutung. Dass die 
Regierung in ihre Vorschläge nicht eingehen würde , war gewiss 
genug, und somit ziemlich gleichgültig, ob ein förmliches Ansinnen 
gestellt wurde ; die Anträge der Commissionen und die Verhand- 
lungen in der Kammer brachten jeden Falles die gewünschten 
Grundsätze unter das Volk zur Nachwirkung in weitern Kreisen. 

Es könnte zu nichts dienen, im Einzelnen die Verhandlungen 
zu erzählen, welche unter diesen Umständen erfolgten. Genüge 
es zu bemerken , dass die Angriffe auf das bisherige Regierungs- 
system zahlreich und heftig waren. Mancher Vorwurf war verdient, 
mancher Aenderungs- und Beschleunigungs - Antrag berechtigt; 
aber es kamen auch übertriebene und unbegründete Klagen, un- 
überlegte und unausführbare Forderungen, und widrig, weil völlig 
nutzlos, waren die nie abreissenden Angriffe auf die früheren 
Ständeversammlungen und Ausschüsse. Es zeigte sich immer 
deutlicher, dass eine Krise unvermeidlich sei. Sachliche Ergeb- 
nisse waren gar- nicht zu erwarten. Die eigentlichen, selbst die 
nothwendigen Geschäfte rückten nicht von der Stelle, so das 
Budget und die eingebrachten Gesetzesentwürfe, unter welchen 
denn doch sehr dankenswerthe über Ablösung von Grundlasten 
u. s. w. waren. Nach "fast drei Monaten war noch nichts 
geschehen, kaum zu etwas Aussicht; auf Vorwürfe hierüber 
aber antwortete die Opposition offen, dass sie hinreichend wirke, 
nämlich Saamen ausstreue, welcher seiner Zeit schon aufgehen 
werde. Lange sah man daher einem völligen Bruche mit Gewiss- 
heit entgegen; ein Antrag Pfizer's über die Bundesbeschlüsse 
von 1832 gab endlich die Gelegenheit, nicht die Veranlassung. 
Am 22. März 1833 erfolgte die Auflösung. 

Der „vergebliche Landtag" ist diese Versammlung genannt 
worden. Mit Recht, in so ferne man greifbare Ergebnisse im 
Auge hat; ohne höhere Auffassung aber, wenn man bedenkt, 
dass unter den gegebenen Umständen die Geister auf einander 
platzen mussten, dabei aber das Scheitern einiger Gesetzes- 
entwürfe nicht die Hauptsache war, sondern die Verdeutlichung 
der gegenseitigen Stellung, das Aufrütteln aus langer Schlaffheit, 
die constitutionelle Erziehung. In diesen Beziehungen war der 
erste Landtag von 1833 keineswegs ein vergeblicher. Natürlich 

8* 



116 D'e Geschichte der wiirtt. Verfassung von 1819. 

war durch die Auflösung des Landtages an sich noch nichts 
entschieden. Ein neuer Landtag musste einberufen werden; die 
Aufregung aber war , wenn schon vielleicht etwas gedämpft, doch 
noch keineswegs erloschen, und unter ihrem Einflüsse gingen 
die neuen Wahlen vor sich. Der Mulh der Widerstandsparthei 
war in keiner Weise gebrochen; sie focht eben so heftig um 
den Sieg , als das letztenmal. Da entschloss sich denn die Regie- 
rung zu Schritten, welche bisher in Württemberg noch nicht 
ergriffen worden waren. Zum erstenmale seit der Verfassung 
suchte sie o f f e n die Wahlen zu ihren Gunsten zu lenken. Ausser 
allgemeinen Aufforderungen erfolgten Befehle an alle Beamten, 
ihren Einfluss zur Ausschliessung der Widerspruchs - Männer zu 
verwenden; es wurden gegen besonders widrig gestimmte Städte 
Nachtheile gedroht; stehende Wahlausschüsse wurden nicht ge- 
duldet; namentlich aber in den Zeitungen alle und jede Aufsätze 
über die Wahlen im Allgemeinen oder über einzelne Bewerber 
von der Censur unbedingt gestrichen. Und als dennoch wenig- 
stens die Häupter der Gegner wieder gewählt wurden, benützte 
sie, ebenfalls zum erstenmale , ihr Recht, gewählten Staatsdienern 
die Erlaubniss zur Annahme der Wahl zu versagen; und wenn 
schon auch bei einigen der Entschiedensten (z. B. bei Römer 
und Uhland) das Mittel fehlschlug, so wurden doch allerdings 
mehrere Andere dadurch beseitigt. Die Möglichkeit eines für 
sie günstigeren Ganges der Dinge ward für die Regierung ge- 
wonnen. 

Um so fester trat sie denn auch bei Eröffnung des neuen 
Landtages auf. Die Thronrede verlangte alsbaldige Beschäftigung 
mit dem Budget, und Mässigung, vorurtheilsfreie Prüfung und 
wahre Hingebung an das öffentliche Wohl bei den Berathungen. 
Der Plan der Regierung war aber, die Verhandlungen möglichst 
nur auf die Finanzen zu beschränken und nur einige wenige 
Gesetze, namentlich Veränderungen in dem die Gemeinden mit 
bettelhaften und schlechten Mitgliedern bedrohenden Bürgergesetze 
von 1828, vorzuschlagen. Alles Uebrige sollte auf einen später 
zu haltenden ausserordentlichen Landtag verschoben bleiben. 
Hinsichtlich der Ablösungs - Gesetze namentlich wurde tiefes 
Stillschweigen beobachtet, um diesen Stein des Anstosses im 
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Verhältnisse zu den Standesherrn und den ritterschaftlichen Ab- 
geordneten aus dem Wege zu halten. 

Und in der That wurde dieser Plan, wenn schon unter 
harten Kämpfen so doch im Wesentlichen durchgesetzt. 

Zwar waren in der zweiten Kammer die Partheien so ziem- 
lich dieselben geblieben ; allein in so ferne war doch ein wesentlicher 
Unterschied zwischen der aufgelösten Versammlung und der neuen 
eingetreten, dass sich die Gegner der Radikalen, durch die 
Erfahrung des vergeblichen Landtages belehrt, gleich anfänglich 
ebenfalls enger verbanden und nach gemeinschaftlich verabredetem 
Plane handelten. Dadurch wurde es ihnen möglich die Commis- 
sionen zum grossen Theile in ihrem Sinne zu besetzen und so- 
mit einen bleibenden Einfluss auf Beschleunigung oder Verzögerung, 
eben so wie auf die allgemeine Richtung einer Verhandlung in 
der Kammer zu behalten. Wenn daher auch die Widerspruchs- 
parthei in dem Ziele, der Zahl und Bitterkeit ihrer Angriffe 
kaum eine merkliche Milderung eintreten liess , wenn sich ferner 
die Anträge nach Menge und Gegenstände dieselben blieben, 
und wenn sogar die früheren Streitpuncte noch durch die Klagen 
über ungebührlichen Regierungs-Einfluss bei den Wahlen vermehrt 
waren : so gelang es doch endlich , ein Budget und einige Gesetze 
zu Stande zu bringen, durch welche beide fühlbare Erleichterungen 
und Verbesserungen bewerkstelligt wurden, namentlich aber zu dem 
Anschlüsse an den preussischen Zollverein und die damit zu- 
sammenhängenden Bestimmungen und Einrichtungen die Einwilli- 
gung der Stände zu erhalten. Nur 19 Stimmen gegen 70 stimmten 
gegen Verwilligung des Budgets. 

Sehr viel trug zu diesen Erfolgen die Unterstützung der 
Kammer der Standesherren bei. Dieselbe trat der zweiten 
Kammer immer und überall auf das Bestimmteste entgegen, wo 
sie erachtete , dass dieselbe auch nur im mindesten der Regierung 
zu viel thue. Mehrere hundertmal wurde wohl das „Nicht-Einver- 
standen", motivirt oder ohne Angabe von Gründen, ausgesprochen. 
Nicht nur weigerten sich die Standesherren des Beitrittes zu manchen 
Bitten um Gesetzesentwürfe, Aenderungen im Regierungssystem 
u. s. w. , sondern namentlich auch zu sehr vielen Beschlüssen 
über Finanz-Angelegenheiten , sowohl Abzügen und Ersparnissen, 
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als Anerbietungen von Verwilligungen zu nicht verlangten Aus- 
gaben oder Aenderungen in dem Abgabengeselze. Allerdings 
bestimmt die Verfassung, dass das Budget nur im Ganzen von 
der ersten Kammer angenommen oder verworfen werden dürfe, 
allein ein unüberlegter Wunsch die Geschäfte zu beschleunigen 
hatte schon früher die Gewohnheit eingeführt, der ersten Kammer 
stückweise die Beschlüsse der Abgeordneten zu einer vorläufigen 
Kenntnissnahme und beliebigen Vorbereitung mitzutheilen. Diese 
Sitte benützten nun die Standesherren um sogleich, d. h. ehe 
noch die zweite Kammer selbst ihre Schluss-Abstimmung gegeben 
hatte, abweichende Ansichten mitzutheilen. Dieselben waren zwar 
von keiner rechtlichen Bedeutung, allein sie mussten doch jedes 
Mitglied der zweiten Kammer sehr warnen, nur aus innerster 
Ueberzeugung, welche vor keinen Folgen zurückschreckt, nicht 
aber aus falscher Beliebtheitssucht und in der heimlichen Hoff- 
nung, dass doch die Mehrzahl anderer Meinung seyn werde, 
gegen das Budget zu stimmen, indem keineswegs gewiss war, 
ob nicht die Kammer der Standesherrn — freilich aus gerade 
entgegengesetzten Gründen — sich auch für eine Verwerfung 
aussprechen und bei einer Durchzählung der Stimmen dieselbe 
erlangen würde. Dass die Gesinnung der beiden Kammern gegen 
einander unter diesen Umständen keine sehr freundliche war, 
bedarf wohl nicht erst der Bemerkung; und es frass in der That 
von dieser Zeit an immer tiefer der Hass gegen die Slandes- 
herrn bei den Abgeordneten und beim Volke ein, welcher am 
Ende, genährt durch den Eigennutz und eigensinnigen Hochmuth 
der ersten Kammer, zu deren Unlergang führte. Zunächst freilich 
war der siegreiche Widerstand eine grosse Hülfe für die Regie- 
rung und eine Befriedigung für die Standesherren. 

Im Uebrigen war selbst itzt die Stellung der Regierung nichts 
weniger als für sie beruhigend. Man würde sich nämlich eine 
völlig falsche Vorstellung machen, wenn man sich die den Ra- 
dikalen entgegengesetzte Parthei in der zweiten Kammer als in 
blinder Folgsamkeit oder in festem Bündnisse der Regierung 
ergeben denken, und daraus den Schluss ziehen würde, dass 
nun durch eine Stimmenmehrheit alle der letztern unangenehmen 
Anträge niedergeschlagen, alle ihre Forderungen mit Unterwürfigkeit 
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bewilligt worden seyen. Die Mehrheit war in so ferne mit der 
Regierung einig, als beide die demokratische Richtung der 
Widerspruchsparthei nicht billigten; allein keineswegs wurden 
alle Handlungen oder Unterlassungen der Regierung von dieser 
Mehrheit gebilligt. Häufig vielmehr kamen beide hart aneinander, 
und nicht viel hätte gefehlt, so wäre es über einige Finanzfragen 
wieder zum völligen Bruche gekommen. Nur durch einen Ver- 
gleich, und auch so nicht sehr freundlich, ward der Streit bei- 
gelegt. Ebenso wurden von der Kammer mit grosser Mehrheit 
Beschlüsse über Pressfreiheit u. s. w. gefasst, welche in das 
Regierungs - System lediglich nicht passten, oder wie die über 
höhere Berechnung des Ertrages der Staatsgüter ihren Wünschen 
sehr entgegen waren. Desshalb besann sich denn auch ihrer 
Seits die Regierung nicht, gar manche Anträge der Kammer zu 
verwerfen, und selbst eine bedeutende Anzahl von Geldbewilli- 
gungen , als nicht verlangt und dem damit beabsichtigten Zwecke 
nach unerwünscht , zurückzuweisen. Kurz , da., ganze Verhältniss 
war ein gespanntes; man vertrug sich aus Abneigung gegen 
Ueberstürzungen und gab sich mehr gegenseitig nach, als dass 
man innerlich einig gewesen wäre. 

Und wesentlich so blieben auch die Zustände während des 
ganzen Restes der Wahlperiode, also während der Landtage 
von 1835, 1836 und 1838. Die Regierung blieb ihrem Systeme 
mit grosser Folgerichtigkeit getreu. Einer Seits ging sie mit 
wesentlichen Weiterbildungen der Verfassung nicht nur nicht 
selbst voran , sondern sie trat auch allen in der zweiten Kammer 
in dieser Richtung gestellten Anträgen oder gefassten Beschlüssen 
bestimmt entgegen, hierbei unwandelbar unterstützt von der 
Kammer der Standesherrn. Was an constitutioneller Ausbildung 
in diesen Zeitabschnitte gewonnen wurde, war nicht Folge von 
Gesetzen und Einrichtungen , sondern nur der längeren Gewohn- 
heit und Uebung und des allmähligen Hineinwachsens eines jüngeren 
in den Zeitideen aufgewachsenen Geschlechtes in die Führung 
der öffentlichen Angelegenheiten, wenn auch zunächst nur in 
untergeordneten Kreisen. Auf der andern Seite bemühte sich die 
Regierung, die Verwaltung immer besser zu machen und 
wenigstens theilweise materielle Erleichterungen eintreten zu 
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lassen sei es in den Steuern , sei es in den mittelalterlichen 
Grundlasten. In beiden folgte sie sowohl ihrem eigenen Geiste, 
als auch dem Bedürfnisse , der Aufregung wenigstens einiger- 
maassen Rechnung zu tragen. Freilich kam sie dabei, soweit 
von den Grundlasten die Rede war, mit ihren getreuen politi- 
schen Verbündeten, den Standesherren, in ernstlichen Widerspruch, 
welcher nur zu oft durch eine Verstümmlung der ursprünglichen 
Absicht, zuweilen (wie z. B. bei der Beseitigung des Wildscha- 
dens) durch gänzliches Zurückweichen gelöst wurde. 

Es wäre ungerecht zu läugnen, dass auf diese Weise viel 
Gutes zu Stande kam.,, Die Staatsabgaben wurden sehr vermin- 
dert und doch blieben grosse Summen verwendbar für öffentliche 
Zwecke und für Verminderung der Staatsschuld. Manches nütz- 
liche Gesetz kam zu Stande , selbst endlich das schon so lange 
ersehnte Strafgesetzbuch. Die Erleichterungen der Grundlast- 
pflichtigen waren nicht unbeträchtlich, und namentlich durch grosse 
Beiträge aus der Staatskasse möglich gemacht, da die Standes- 
herren ihre Zustimmung als Gesetzgeber durch übermässige Ent- 
schädigungen welche ihnen als Berechtigten zufallen sollten, 
erkaufen Hessen. Dennoch führten diese Bemühungen keine 
tiefgehende, allgemeine oder bleibende Befriedigung herbei. Die 
von demokratischen Gelüsten, wo nicht Planen, Belebten erreich- 
ten gar nichts, und wenn sie auch mit dem allgemeinen Zurück- 
sinken der Bewegung ebenfalls stiller wurden, vielleicht schmollend 
sich ganz zurückzogen , so gaben sie doch weder Hoffnungen 
auf noch Abneigungen. Auch die monarchisch Constitutionellen 
beklagten den für die gesetzliche Freiheit wie für die dauernde 
Befestigung des Rechtes und der Gesellschaft so unerlässlichen 
Ausbau der Verfassung lediglich nirgends gefördert zu sehen, 
und sie konnten daraus nur Unglück und verspätete Reue in 
einer unbestimmten Zukunft erblicken. Für den zunächst nach 
materieller Förderung Verlangenden geschah nicht genug; gerade 
die Hauptlasten , die Zehnten und die grössern Gülten , wagte 
die Regierung nicht zu berühren aus dankbarer und aus ängst- 
licher Rücksicht für die Standesherren. Namentlich erregte die 
harte Vertheidigung des Jagdunfuges durch die Standesherren 
und das Ruckweichen der Regierung mit Recht allgemeine Miss- 
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Stimmung und selbst Erbitterung. Endlich waren selbst die Standes- 
herren und die Ritterschaft missvergnügt, nicht wegen erlittener 
Verluste, sondern wegen des Grundsatzes der Antastung des 
Hergebrachten. Kurz, trotz unläugbaren guten Willens in ma- 
teriellen Fragen und trotz vielfacher Leistungen waren die na- 
türlichen Folgen halber Maassregeln und falscher Stellungen 
nicht zu vermeiden; und wenn sich die Regierung Glück wün- 
schen mochte, durch den anfänglich so drohenden Sturm leidlich 
durchgekommen zu seyn , die Herrschaft über die aufgeregten 
Wünsche und Leidenschaften behauptet zu haben ; wenn sie hoffen 
konnte, mit der nächsten Landtagsperiode noch ruhiger in das 
alte Geleise einlenken zu können: so war diess ein sehr zwei- 
deutiger Sieg, dessen sich der Vaterlandsfreund nur halb freuen 
konnte. 

So wenig die Regierung wohl unter den obwaltenden Umstän- 
den ein inneres Verlangen nach der Versammlung der Stände 
haben mochte , so konnte sie es doch nicht vermeiden , unge- 
wöhnlich lange und viele Landtage zu halten. Die Erledigung 
der selbst von ihr für nöthig erachteten Geschäfte Hess es nicht 
anders zu. Dem lange gedehnten zweiten Landtage von 1833 
musste im J. 1835 eine Fortsetzung gegeben werden zur Be- 
rathung wenigstens einiger der vorgeschlagenen Verwaltungs- 
Gesetze; gleich im J. 1836 folgte wieder ein sich weit aus- 
spinnender Landtag zur Verwilligung des Budgets und der 
Ablösungsgesetze; und im J. 1838 wurde ein ausserordentlicher 
Landtag einberufen zur Berathung des Strafgesetzbuches. In den 
Zwischenzeiten aber waren, ausser den verfassungmässigen ste- 
henden Ausschüssen, zahlreiche ständische Commissionen ver- 
sammelt zur Begutachtung der verschiedenen von der Regierung 
übergebenen Gesetzesentwürfe; ein den gewöhnlichen constitu- 
tionellen Sitten nicht entsprechendes, allein zweckmässiges, weil 
sehr zeit- und kostenersparendes Auskunftsmittel. 



